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Editorial

Liebe Kolleginnen
und Kollegen,

kein Thema bewegt zur Zeit das ge
samte Gesundheitswesen so sehr, wie
der sozialpolitische Rundumschlag
der grünen Ministerin Fischer. Und
niemand hat so schnell seine Prinzipi
en ins Gegenteil verkehrt wie ihre ge
samte Partei. Die Menschen in
Deutschland sind politikmüde, weil
bekannt ist, daß ein jeder Politiker
weiß, was unser Land braucht, aber
nur wenige sprechen es aus, und gar
keiner tut es. So wird der Bürger belo
gen, und unter kühnen Thesen ver
steckt die Bundesregierung ihre Un
fähigkeit. 
Das sog. Gesundheitsstrukturgesetz ist
eine solche Lüge. Alle Behauptungen
der Regierung, es gehe ihr um die Pati
enten, sind vordergründig. Es ist ein
drastisches Spargesetz, das zu Lasten
der Klientel mit den wenigsten Wäh
lerstimmen, den Heilberufen, durchge
setzt werden soll. Warum ist so wenig
Geld in der GKV? Die Politik hat es in
den letzten Jahren nicht geschafft, die
deutsche Wirtschaft in der Globalisie
rung mithalten zu lassen. Zu sehr wa
ren alle, insbesondere Politiker und
Beamte, mit ihrer Besitzstandswah
rung beschäftigt. Unsere Volkswirt

schaft rutschte immer weiter ab und
4 Millionen Arbeitslose sind das ei
gentliche Problem der GKV, ein deut
liches Mehr an Beitragszahlern würde
jedes Kostendämpfungsgesetz erübri
gen. Jedoch - diese Wahrheit ist unbe
quem.
Die CDURegierung unter Kanzler
Kohl hatte zaghaft begonnen, uns wie
der auf internationalen Wirtschafts
standard zu führen. Der Stillstand
wurde von SPD und Grünen im Bun
desrat erzwungen. So sehr ich damals
diesen Stillstand bedauert habe, so
sehr wünsche ich ihn mir jetzt zurück,
denn kleine Fortschritte gab es doch.
Die Wirtschaft schöpfte Hoffnung, die
Abeitslosigkeit begann sich zu verrin
gern, und im zahnärztlichen Bereich
konnten wir ein Jahr lang beweisen,
daß weniger Staat im System Vorteile
für alle Beteiligten schafft.
Man muß aber auch einen schlanken
Staat wollen, und nicht darüber reden
und das Gegenteil tun. Nach dem
Machtwechsel in Bonn wurden erst
mal einige Hundert Beamtenstellen
neu geschaffen. Viele innovative Ge
setze sollten auf den Weg gebracht
werden, aber keines ist gelungen, ge
schweige denn innovativ.
Es ist schon sehr arrogant, wenn eine
Bundesregierung einem ganzen Wirt
schaftszweig ein Globalbudget auf
zwingt. 
Das Globalbudget der Bundesregie
rung ist die Summe ihrer Steuerein
nahmen. Damit ist sie jedoch noch nie
ausgekommen. Die jährliche Netto
neuverschuldung begründet sie damit,
sonst angeblich wichtige Aufgaben
nicht mehr erfüllen zu können. Ist das
bei uns vielleicht anders, bei einem
Wachstum im medizinischen Bereich
von 8 - 10 %? Soll das alles vom
Grundlohnsummenzuwachs der ge
samten Wirtschaft (1 - 2 %) getragen
werden? Wobei das gigantische Auf
blähen des Vewaltungsapparates die
sen schon allein kompensiert? Der
ehemalige Präsident der Bundesärzte
kammer Carsten Vilmar wurde gerügt

für seinen Ausspruch vom „sozialver
träglichen Frühableben“, aber bei ge
nauerem Lesen des Gesetzentwurfes
könnte sich der Verdacht aufdrängen,
daß genau dieses gewollt ist. 
Frau Fischer sagte in Weimar am
03.06.99, „die Ärzte müssen entschei
den, bei welchem Patienten sich eine
aufwendige Behandlung noch lohnt“.
Damit alle Entscheidungen der Ärzte
und Patienten auch vom Überwa
chungsstaat überprüft werden können,
wollen die gleichen Grünen, die sich
1996 noch gemeinsam mit den Zahn
ärzten gegen den „Gläsernen Patien
ten“ stark gemacht haben, selbst ein
nie dagewesenes Datenverarbeitungs
system installieren.
All das, was jetzt auf uns zukommt,
kennen wir im Osten bereits. Es erwar
tet uns ein Mangel, der sehr gut zu ver
walten ist. Die Auswirkungen werden
die Patienten heute noch nicht spüren,
aber Jahr für Jahr wird sich für sie
durch dieses Gesetz die Situation nur
verschlechtern. Englische Verhältnisse
lassen grüßen.
Neun Jahre konnten wir in Thüringen
als Freiberuf ler einigermaßen frei ar
beiten, jetzt müssen niedergelassene
Kollegen ohne Angestellte Angst ha
ben, als Scheinselbständige verfolgt zu
werden, wenn sie ausschließlich für
die GKV arbeiten. Der politische
Schritt zurück zum Angestellten der
Krankenkassen ist praktisch schon
vollzogen, wenn das Globalbudget von
den einzelnen Kassen nach ihrem Er
messen verteilt wird. Nur das unter
nehmerische Risiko dürfen wir behal
ten. Willkür läßt grüßen. Frau Fischer
will die Patienten vor den „raffgieri
gen“ Ärzten schützen, aber wer
schützt unsere Patienten vor den
Krankenkassen mit ihrem universellen
Überwachungsapparat?
Unsere Chance sind die Landtagswah
len in diesem Jahr. Sorgen wir dafür,
daß unsere Patienten richtig wählen.

Dr. KarlFriedrich Rommel
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Gastkommentar

Sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen,
nein, nicht nur dunkle Wolken über
uns, das Gewitter hat bereits begon
nen. Es blitzt und donnert derart ge
waltig, daß selbst Gewittererfahrene
Sorgen und Ängste entwickeln. 
Die Freiberuf lerHeilberuf ler, beson
ders die in den neuen Bundesländern,
sind zwar sturmerprobt, doch werden
wir den massiven Attacken auf unser
Selbstverständnis wirksam begegnen
können? Zweifel können da schon auf

Berufe Thüringen e. V. hat Mitte Mai
das Thüringer Bündnis für Gesundheit
initiiert, dem sich alle maßgeblichen
Verbände und Kammern der Heilbe
rufe in Thüringen angeschlossen ha
ben. Dieser Schulterschluß mit einem
gemeinsam getragenen Forderungska
talog, der landesweiten Unterschrif
tenaktion und begleitet von mannigfal
tigen Aktionen vor Ort, hat natürlich
vor den Landtagswahlen im Herbst ei
ne hohe politische Relevanz. Schon
jetzt lassen Reaktionen von Kassen
und Politik dies erkennen. Hier einige
Kostproben: Herr Domrös schreibt
am 25. Mai in einer Pressemitteilung:
„Ich habe große Befürchtungen, daß
Patienten von Krankenhausbetreibern
und niedergelassenen Ärzten, aber
auch von Leistungserbringern im Ge
sundheitswesen als Sperrtrupp und
Druckpotential gegenüber der Politik
der Krankenkassen für ihre ureigen
sten Interessen mehr und mehr vorge
schoben werden.“ Herr Dressler: „Wir
werden keine Korrekturen am Gesetz
auf Druck der Ärzteschaft zulassen.“
Befragt, wie er denn bei Überschrei
tungen des Arzneimittelbudgets die
Regresse von Ärzten zu bekommen
gedenke, antwortete er süffisant: „Die
werden das Geld erst gar nicht sehen.“
Frau Bundesministerin äußert, sie ha
be den Eindruck, die Ärzte wollten die
Reform beispielsweise durch das un
nötige Verschreiben von Arzneimitteln
und die dadurch verursachte Ausga
benexplosion aushebeln. Die KV sei
dazu da, Stimmung gegen die Reform
zu machen. Schließlich der Bundes
kanzler: Er gab am 5. Juni seinen Ge
sundheitsexperten absolute Rücken
deckung, indem er die Reformvor
schläge als in sich schlüssig qualif izier
te und deren strikte Durchsetzung ge
gen den Widerstand der Ärzte einfor
derte.

Also, das ist die derzeitige Lage der
Dinge. Wir sind von der alten Koaliti
on überhaupt nicht verwöhnt worden.
Zugute halten darf man ihr aber, daß
sie in den letzten zwei Jahren der Re

gierung schließlich anerkannt hat, wie
problematisch eine stringente Bud
getierung ist und daß neue Wege ge
gangen werden müssen. Die Heilberu
fe haben seit langem ihre Reformvor
schläge unterbreitet und sich trotz der
aufgeladenen Atmosphäre immer ge
sprächsbereit erklärt. Die Politik wird
mit uns reden müssen!
Sehr verehrte Kolleginnen und Kolle
gen, die Heilberuf ler haben noch eine
ganze Reihe anderer Gründe, mit der
jetzigen Koalition sehr unzufrieden zu
sein, was bedauerlicherweise höch
stens am Rande thematisiert wird.
Analysieren wir die anderen gesetzge
berischen Aktivitäten der Koalition,
merken wir rasch die hohe Betroffen
heitsrate bei den Freiberuf lern und
das in besonderer Weise bei denen in
den neuen Bundesländern. Als Stich
punkt seien Besteuerungssystem bei
Praxisveräußerung, Änderung des Ehe
gattensplittings, Ökosteuer, Besteue
rung der Lebensversicherung bei Fäl
ligkeit, die ständigen Attacken auf die
berufsständischen Versorgungssyste
me, die undifferenzierte Regelung der
630,- DMJobs genannt. Hier wirken
enorme negative Synergieeffekte, die
unsere betriebswirtschaftlichen Ergeb
nisse stark beeinf lussen werden, die
Refinanzierung erschweren und die
Altersvorsorgebemühungen der heute
über Fünfzigjährigen konterkarieren.
Ich hoffe, daß in diesen schweren Ge
witterzeiten jeder von uns die Gefah
ren erkennt und für sich ganz persön
lich die logische Schlußfolgerung
zieht, in die Offensive zu gehen, um,
wo und wann nur irgendwie möglich,
unsere guten stichhaltigen Argumente
mit Nachdruck zu vertreten. Das ist
unsere Chance. Ich wünsche uns viel
Erfolg.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr 

Dunkle Wolken über den Freiberuflern?

Dr. WolfD. Höpker, niedergelassener
Gynäkologe in Nordhausen
Präsident des Landesverbandes der
Freien Berufe Thüringen e.V.

kommen, wenn wir nach dem Solida
ritätsstärkungsgesetz 1999 und dem
Bekanntwerden des Referentenent
wurfs Gesundheitsreform 2000 die
letzten Wochen und Monate Revue
passieren lassen.
Wir erleben eine Planung von Paradig
menwechseln in der Gesundheitspoli
tik, die ihresgleichen sucht. Mit wel
cher Arroganz die Koalition ihre Re
formen entwickelt und durchzusetzen
versucht, hat nichts mit der so viel
bemühten demokratischen Willensbil
dung zu tun. Diese Vorgehensweise ist
absurd und muß öffentlich angepran
gert werden.
Sehr verehrte Kolleginnen und Kolle
gen, der Landesverband der Freien
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Am 3. Juli 1999 traf sich die Kammer
versammlung zu ihrer konstituieren
den Sitzung für die dritte Legislaturpe
riode. Die neugewählten Mitglieder
der Kammerversammlung schritten
zur Wahl ihres Vorstandes sowie des
Haushalts und des Rechnungsprü
fungsausschusses. 
Nach dem Bericht des Präsidenten der
Landeszahnärztekammer Thüringen,
Dr. Jürgen Junge, in dem er ausführ
lich auf landes und bundespolitische
Aktivitäten während der vergangenen
Legislaturperiode einging, verlas Dr.
Andreas Wagner das Grußwort des
Landtagspräsidenten, Dr. FrankMi
chael Pietzsch:

Sehr geehrter Herr Dr. Junge,
sehr geehrte Mitglieder der Landes
zahnärztekammer,

recht herzlich möchte ich Sie alle auf
diesem Wege grüßen. Leider ist es
mir nicht möglich, an der 1. Kammer
versammlung der 3. Legislaturperiode
der Landeszahnärztekammer Thürin

gen teilzunehmen, da ich durch
wichtige anderweitige Temine verhin
dert bin.

Um so herzlicher möchte ich Ihnen
allen und insbesondere dem schei
denden Präsidenten der Landes
zahnärztekammer, Dr. Jürgen Junge,
meine besten Wünsche übermitteln.

Herr Dr. Junge, Sie haben in langen
Jahren herausragende Aufbauarbeit
für die Thüringer Zahnärzteschaft
geleistet. Ich möchte Ihnen gerne auf
diesem Weg den Dank des Thüringer
Landtages hierfür aussprechen. Per
sönlich möchte ich mich gern bei Ih
nen bedanken für die jahrelange
gute, sachorientierte und konstrukti
ve Zusammenarbeit.

Ihre Versammlung findet in auch für
die Zahnärzte wahrhaft bewegter Zeit
statt. Vorgestern fand die erste Lesung
der sogenannten „Gesundheitsre
form 2000“ im Deutschen Bundestag
statt. Einige Zahnarztpraxen waren an
diesem Tag aus Protest sogar geschlos
sen.

Wie immer man zu solchen Formen
ärztlichen Protestes steht, so ist je
doch damit die Betroffenheit der
Zahnärzte zum Ausdruck gebracht
worden.
Das zentrale Steuerungselement der
neuen Gesundheitsreform ist das
Globalbudget. Hier ist von Seiten ei
ner Großzahl von Beteiligten am Ge
sundheitswesen erheblicher Zweifel
sowohl an der Methode wie auch an
der Effizienz bei der Erreichung des
Ziels „Beitragssatzstabilität“ geäußert
worden.
Viele Leistungserbringer befürchten
Rationierungsmaßnahmen, die AOK
warnt vor Beitragssteigerungen.
Hier sind sicher viele Fragezeichen zu
machen. Auch bei Ihrer Versamm
lung werden diese Themen sicherlich
eine Rolle spielen.
Ich hoffe dennoch, daß darüber die
positive Leistungsbilanz, die die Lan
deszahnärztekammer Thüringen seit
ihrer Gründung nach der Wende auf
zuweisen hat, nicht gänzlich aus dem
Blickfeld gerät.

Maximen des neugewählten Vorstandes der Landeszahnärztekammer Thüringen:

Kompetenz, Erfahrung und politische Standhaftigkeit

Die Ehrenpräsidentschaft wird mit einem großen Blumenstrauß besiegelt, überreicht durch Dr. Wagner
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Ich persönlich hoffe auch, daß das
letzte Wort zu dem Gesetzeswerk
„Gesundheitsreform 2000“ noch
nicht gesprochen ist, sondern späte
stens anläßlich der Behandlung im
Bundesrat Probleme angesprochen
werden können.
Ihrer Veranstaltung wünsche ich ei
nen guten Verlauf und Ihnen allen an
regende Gespräche.

Verdienste Dr. Junges mit
Ehrenpräsidentschaft gewürdigt
Nach zehn Jahren als Präsident der
Landeszahnärztekammer Thüringen
trat Dr. Jürgen Junge anläßlich der
Kammerwahl von seinem Amt
zurück. 
Der 69jährige, dessen Einf luß den
Aufbau und die Entwicklung der Kam
mer maßgeblich bestimmte, überließ
die Präsidentschaft einem jüngeren
Kollegen.
In seiner Laudatio erinnerte Vizepräsi
dent Dr. Andreas Wagner an die zahl
reichen Verdienste des scheidenden
Präsidenten und verwies auf die große
Wertschätzung, die sich Dr. Jürgen
Junge bei vielen Wissenschaftlern und
Kollegen in Ost und West erworben
hat. 
Bereits in den 80er Jahren gelang es
ihm, in Reinhardsbrunn, seinem Hei
matort, eine SymposiumsReihe zu or
ganisieren, die in dem Ruf stand, et
was Besonderes zu sein, nicht zuletzt,
weil die „Großen“ des Faches aus dem
„Westen“ zu dieser Veranstaltung ka
men. 
Als Vertreter der niedergelassenen
Zahnärzte im Vorstand der „Gesell
schaft für Prothetische Stomatologie
der DDR“ genoß er einen besonderen
Status innerhalb seiner zahnärztlichen
Kollegenschaft.
Aus dieser Zeit geblieben ist die große
Wertschätzung bei vielen Wissen
schaftlern und Kollegen in Ost und
West, denn die ausgesprochen solide
und rührige Organisation dieser Tref
fen half vielen über die Isolation hin

weg und gewährte die Möglichkeit,
Kontakte zu knüpfen und zu pf legen. 
Als herausragend charakterisierte Dr.
Wagner die Kollegialität von Dr. Jügen
Junge, sein immer offenes Ohr und
seine Zeit für die Probleme der Kolle
gen, seine verständnisvolle, vermitteln
de Art, mit der es ihm immer wieder
gelang, Konf likte zu lösen. Entschei
dend waren seine Zuverlässigkeit,
Sorgfalt und nötige Gelassenheit, mit
der Dr. Junge an die Probleme heran
ging.
Von großer Wichtigkeit bei jeder Ent
scheidung war und ist ihm, ob sie den
Thüringer Kollegen wirklich nützt. Sei
ne Art, nie eine voreilige Meinung zu
äußern und jedes Problem gewissen
haft und sogfältig zu prüfen, hat ihm
auch über die Grenzen viel Anerken
nung und Ehre eingebracht. 
Dr. Junge ist Arzt aus Leib und Seele,
der auch von seinen Kollegen immer
ärztliches Denken und Handeln for
dert, selbst ständig nach dieser Maxi
me lebt und die Berufsehre aus voller
Überzeugung verteidigt. Vordergründi
gen Lobbyismus und marktschreieri
sche Polemik lehnt er strikt ab. Ein

gutes ArztPatientenVerhältnis ist ihm
das höchste Gut.

In den vergangenen zehn Jahren hat
Dr. Jürgen Junge gemeinsam mit dem
Vorstand vieles zum Wohle der Thü
ringer Zahnärzte geleistet. Sein Ver
dienst ist es, diese Aufbauarbeit ent
scheidend bestimmt, umsichtig ge
führt und verantwortungsvoll geleitet
zu haben.

Als Dr. Jürgen Junge am 29. Juni ne
ben Wirtschaftsminister Schuster, Er
furts OB Ruge und dem LEGChef
den ersten Spatenstich für das Kam
merzentrum leistete, geschah dies in
einer symbolischen Stunde. Der erste
Kammerpräsident beendet seine
Amtszeit mit einem Neubeginn für die
Thüringer Zahnärzte.

Respekt, Achtung und der Dank für
diese Zeit veranlaßten den Vorstand
der Landeszahnärztekammer, einen
Antrag in die Kammerversammlung
einzubringen, in dem Dr. Jürgen Junge
zum Ehrenpräsidenten vorgeschlagen
wurde. Die Vertreter der Thüringer
Zahnärzteschaft votierten einstimmig
für diese Ernennung.

Standing ovations der Kammerversammlung für Dr. Jürgen Junge
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Der neue Vorstand wird gewählt
Auftakt für das Hauptanliegen der
konstituierenden Kammerversamm
lung – die Wahl des neuen Vorstandes
– war die Wahl des Vorsitzenden der
Kammerversammlung und seiner zwei
Stellvertreter. Christian Herbst, Eise
nach, wurde in seinem Amt als Vorsit
zender bestätigt. Ebenso Heidemarie
Börner, Gera, als Stellvertreterin. Neu
hinzu wurde Dieter Heyder, Saalfeld,
als 2. Stellvertreter gewählt.
Im Anschluß daran standen einige
Anträge an die Kammerversammlung
zur Diskussion, u. a. wurden Vorstand
und Geschäftsführung entlastet und
derHaushalt einstimmig angenom
men. Den vollen Wortlaut und die Ab
stimmungsergebnisse veröffentlichen
wir als Nachtrag zu diesem Bericht.
Der Vorsitzende des Wahlausschusses,
Dr. Jens Dietrich, Erfurt, eröffnete das
Wahlprocedere. In geheimer Wahl wa
ren Präsident, Vizepräsident und sie
ben Beisitzer zu wählen.
Als Kandidaten für das Präsidenten
amt wurden Dr. Lothar Bergholz, Ei
senach, und HansOtto Vonderlind,
Hildburghausen, nominiert. Beide
stellten den Delegierten ihre Konzepte
für die zukünftige Arbeit im Falle ihrer
Wahl vor. Sehr überzeugend, denn mit
27 zu 13 Stimmen gewann Dr. Berg
holz die Wahl. Dies ist auch Ausdruck
der Wertschätzung für die geleistete
Arbeit des Kammervorstandes der
letzten Legislaturperiode. 
Der Präsident stellte der Kammerver
sammlung seine Kandidaten für den
Vorstand vor. So schlug er wiederum
als Vizepräsidenten Dr. Andreas Wag
ner, Erfurt, vor. Die überzeugende
Mehrheit der Delegierten votierte für
Dr. Wagner.
Für das Referat „Fortbildung“ wurde
vom Präsidenten der Kammer Dr.
Joachim Richter vorgeschlagen, des
sen Name ja mittlerweile untrennbar
mit der zahnärztlichen Fortbildung in
Thüringen verbunden sei. So war es
nur eine logische Folge, daß Dr. Rich
ter mit 35 JaStimmen erneut in den
Vorstand gewählt wurde.

Der Vorschlag Dr. Bergholz´ von Dr.
Angelika Krause, Sömmerda, für das
Referat „Patientenberatungsstelle“ in
itiierte einen Gegenkandidaten, Dr.
Matthias Seyffarth, Jena. 24 Vertreter
stimmten für Frau Krause, 16 für
Herrn Seyffarth. Somit wurde Frau
Dr. Krause neu in den Vorstand ge
wählt.
Dr. Gisela Brodersen, bereits im alten
Vorstand für das Sachgebiet „GOZ“
zuständig, wurde auf Vorschlag des
Präsidenten wiederum nominiert. Die
Kammerversammlung bestätigte ihr
diese Zuständigkeit mit 35 JaStim
men, ein Ausdruck für die Anerken
nung ihrer guten Arbeit.
Für das Referat „Gutachterwesen/
Schlichtung“ wurde ebenso erneut Dr.
Ingo Schmidt benannt, dessen fach
kompetente, ruhige und besonnene
Art bei vielen Kollegen und Patienten
geschätzt wird. Er wurde mit 39 Ja
Stimmen in dieses Amt wiederge
wählt.
Keine Frage für Dr. Bergholz war die
Nominierung für das Referat „Öffent
lichkeitsarbeit“. Dipl.Stom. Gottfried
Wolf, „Vater“ des „Thüringer Zahnärz
teblattes“ und entscheidenden Anteil
tragend an der kontinuierlichen Struk
turierung und Vervollkommnung der
standespolitischen Arbeit der Körper

schaft, wurde mit 32 JaStimmen er
neut in den Vorstand gewählt.

Eine mehrheitlich klare Entscheidung
gab es ebenso für das Referat „Zahn
arzthelferinnen“. Dr. Robert Eckstein,
der mit großem Engagement eine vor
bildliche Abteilung der Landeszahn
ärztekammer aufgebaut hat, die große
Akzeptanz bei Zahnärzten und Helfe
rinnen findet, erhielt von den Vertre
tern der Kammerversammlung 33 Ja
Stimmen.

Gegen den Kandidaten des Präsiden
ten für das Sachgebiet „Zahnärztliche
Berufsausübung“ , Dr. Olaf Wünsch,
trat Dipl.Stom. Michael Uhlig, Gera,
an. Für seine hervorragende  sach
und fachgerechte Arbeit in der letzten
Legislaturperiode wurde Dr. Wünsch
mit 24 JaStimmen gegen 13 Stimmen
für Herrn Uhlig gewürdigt.

Aus den Reihen der Nachfolgekandi
daten wurden als Delegierte in die
Kammerversammlung aufgenommen:
Dr. Norbert Wollny, Tröbsdorf, Dr.
Gunder Merkel, Schmalkalden, Tilo
Richter, Weimar, Gisela Lorenz,
Schmalkalden, Dr. Gustav Hofmann,
ErfurtBischleben, Dr. Horst Popp, Er
furt, Dr. Andreas Jacob, Weimar, Dr.
Gabriele Müller, Eisenach und Dr.
Hella Metzner, Saalfeld.

Die beiden
Kandidaten für das
Präsidentenamt:
Dr. Lothar Bergholz
(li) und HansOtto
Vonderlind
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Anschließend erfolgte noch die Wahl
der Vertreter des Haushalts und
Rechnungsprüfungsausschusses, deren
namentliche Auf listung der „Offiziel
len Mitteilung“ auf Seite 287 zu ent
nehmen ist.

Dr. Bergholz: „Vernunft muß
über Leidenschft siegen!“
In seiner Antrittsrede bedankte sich
der neugewählte Präsident für das Ver
trauen in seine Person und wertete sei
ne Wahl sowie die Wiederwahl des bis
herigen Vorstandes als den Wunsch
der Zahnärzteschaft nach Kontinuität.
Es gehe mehr als jemals zuvor darum,
die Freiheit des zahnärztlichen Be
rufes zu verteidigen. Nur in Diagnose
und Therapiefreiheit könne der Zahn
arzt seinen Dienst an der Gesundheit
des einzelnen Menschen und der All
gemeinheit ausüben. Diese Freiheit
gelte es in Zukunft zu verteidigen.
Angesichts der Bedrohung der zahn
ärztlichen Selbstverwaltung, die mit
der sogenannten Professionalisierung
der KZVs durch hauptamtliche, pra
xisferne Funktionäre ihren Anfang
nehmen soll, hält Dr. Bergholz es für
dringend geboten, daß die Standesver
treter Thüringens in den Kernfragen
der Berufspolitik mit einer Stimme
sprechen. Dr. Bergholz mahnte mit
deutlichen Worten: 
„Unterschiedliche Standpunkte zu
Verhaltensweisen, Sachfragen und der
Art der Auseinandersetzung über lan
desinterne Probleme sollten uns nicht
abhalten, in entscheidenden Momen
ten zusammenzustehen. Lassen wir
einmal mehr die Vernunft über die
Leidenschaft siegen.“
Viele Vertreter der Thüringer Zahn
ärzteschaft signalisierten spontan ihre
Zustimmung zu diesem Denken, wel
ches die zukünftige Politik der Landes
zahnärztekammer Thüringen bestim
men wird. Neben Visionen ist beson
ders Vermittlungskompetenz gefragt,
die dem neuen Präsidenten, bedingt
durch seine 33jährige Berufserfahrung
und besonders durch die letzten Jahre

im Vorstand der Landeszahnärzte
kammer, zuzuschreiben ist. 

Besonderes Anliegen des Vorstandes
wird es laut Bergholz sein, sich aktiv

für die Verbreitung neuer Erkenntnisse
einer modernen Zahnheilkunde, und
zwar für Zahnärzte und Helferinnen,
einzusetzen. In der zweiten Hälfte des
kommenden Jahres wird mit dem Um

Auch Wolfgang
Zierow, Innungs
obermeister der
Zahntechniker
innung Thüringen,
ließ es sich nicht
nehmen, Dr. Berg
holz zu gratulieren

Der alte und neue Vorsitzende der Kammerversammlung:
Christian Herbst (Mitte), sowie seine Stellvertreter Heidemarie Börner und
Dipl.Stom. Dieter Heyder
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zug der Kammer in ihr neues Domizil
das Fortbildungsangebot in eigener
Fortbildungseinrichtung auf eine qua
litativ neue Stufe gestellt. Gleichfalls
geht Dr. Bergholz von einer Verbesse
rung der Effizienz der Verwaltung aus.
Das Motto „Fein aber klein“ wird die
Arbeit der kommenden Jahre prägen.

Dr. Bergholz ging auf viele Fragen der
aktuellen Politik ein, widmete sich je
doch dabei hauptsächlich den Proble
men, die sich mit dem Entwurf zur
Gesundheitsreform 2000 stellen.

Besonders hart verurteilte der neue
Präsident in seiner Rede die rotgrüne
Gesundheitspolitik, mit der unserem

Lande eine radikale Neuorientierung
des Gesundheitssystems bevorsteht.
Dem BMG gehe es, so Bergholz, um
nichts anderes, als die von Patient und
Zahnarzt selbstbestimmte, freiheitlich
strukturierte Gesundheitsversorgung
zu zerstören und durch ein Gesund
heitssystem mit umfassenden planwirt
schaftlichen Instrumentarien zu erset
zen. Dieser beabsichtigte Systemwan
del hin zu einem staatlichen Gesund
heitswesen muß besonders die Zahn
ärzte in den neuen Bundesländern
sensibilisieren, die in der Vergangen
heit reichlich Erfahrung mit der staat
lich verordneten Mängelverwaltung
sammeln mußten. 

Den Widrigkeiten mit Optimismus zu
begegnen und im Widerstand gegen ei
ne patientenfeindliche Gesundheitsre
form zusammenzuhalten – mit dieser
Botschaft trat Dr. Lothar Bergholz
sein Amt als Präsident der Landes
zahnärztekammer Thüringen in ihrer
dritten Legislaturperiode an.

red.

Fotos: Meinl

Der neugewählte Vorstand:
Dr. Olaf Wünsch, Dipl.Stom. Gottfried Wolf, Dr. Gisela Brodersen,
Dr. Lothar Bergholz, Dr. Andreas Wagner, Dr. Joachim Richter,
Dr. Angelika Krause, Dr. Robert Eckstein und Dr. Ingo Schmidt
(von links nach rechts)
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Anträge an die Kammerversammlung und deren
Beschlußfassungen
Antrag Nr. 1/99  

Antragsteller:  Vorstand der Landeszahnärztekammer Thüringen
Betreff:  Genehmigung von über und außerplanmäßigen Ausgaben

Beschlußtext:
Die Kammerversammlung beschließt gem. § 6 r der Satzung der LZKTh die folgenden über und außerplanmäßigen Ausga
ben im Haushalt der LZKTh 1998.

Wortlaut der Begründung:
Im Ergebnis des Abschlusses des Haushaltsjahres 1998 wurden bei folgenden Haushaltskonten Überschreitungen festgestellt,
d. h. gegenüber dem Haushaltsplan 1998 mußten über und außerplanmäßige Ausgaben getätigt werden. Diese sind nach § 6 r
der Satzung der LZKTh von der Kammerversammlung zu genehmigen.

  Etat 1998  Ist 1998  Überschreitung

1. Zahnärztliche Röntgenstelle  22.500,00 DM  22.962,87 DM  462,87 DM

 Die Mehrausgaben im Bereich Konstanzprüfungen/Begutachtungskosten stehen im direkten Zusammenhang mit den Mehrein
nahmen für Konstanzprüfungen.

2. Standespolitische Ausgaben  154.000,00 DM  168.373,18 DM  14.373,18 DM
 

 Die notwendige umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit bedingte einen erheblich höheren Aufwand.
 Weitere Erläuterungen zu den Ausgaben siehe Haushaltsplanerfüllung 1998 – Seite 7.

3. Honorare Praxisbewertung    12.250,00 DM  12.250,00 DM

Diese Tätigkeit konnte - wie in den vergangenen Jahren - von der Landeszahnärztekammer nicht geplant werden. Selbstver
ständlich sind diese Ausgaben mit außerplanmäßigen Einnahmen abgedeckt.

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.

Antrag Nr. 2/99  

Antragsteller:  Vorstand der Landeszahnärztekammer Thüringen
Betreff:  Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung für den Haushalt der LZKTh 1998

Beschlußtext:
Die Kammerversammlung bestätigt die Bilanz und die Ertrags- und Aufwandsrechnung der Kammer für das Haushaltsjahr
1998 und erteilt dem Vorstand und der Geschäftsführung gem. § 6 k der Satzung der LZKTh Entlastung.

Wortlaut der Begründung:
Nach Prüfung des Haushaltes 1998 durch die Prüfstelle der Bundeszahnärztekammer - Arbeitsgemeinschaft der Deutschen
Zahnärztekammern e. V., Köln - und durch den Rechnungsprüfungsausschuß der Landeszahnärztekammer Thüringen bean
tragt der Vorstand der LZKTh entsprechend § 6 k der Satzung die Bestätigung des Jahresabschlusses und die Entlastung des
Vorstandes und der Geschäftsführung.
Der gesamte Prüfbericht liegt in der Geschäftsstelle zur Einsichtnahme vor, der Bestätigungsvermerk liegt den Unterlagen bei.
Die Ertrags und Aufwandsrechnung und die Bilanz sind dem Antrag beigefügt.

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.
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Antrag Nr. 5/99  

Antragsteller:  Dr. A. Wagner, Dr. G. Brodersen, Dr. R. Eckstein, Dr. O. Wünsch, Dr. J. Richter, Dr. I. Schmidt,
 Dr. L. Bergholz, Dipl.Stomat. G. Wolf

Betreff:  Ernennung von Herrn Dr. Junge zum Ehrenpräsidenten der LZKTh

Beschlußtext:
Die Kammerversammlung beschließt, daß der erste Präsident der LZKTh, Herr Dr. Jürgen Junge, zum Ehrenpräsidenten
der LZKTh ernannt wird.

Wortlaut der Begründung:
Von Anfang an hat Herr Dr. Jürgen Junge mit viel Engagement die Berufsvertretung der Zahnärzte in Thüringen aufgebaut.
Seine standespolitische Tätigkeit im Interesse aller Thüringer Zahnärzte hat das Ansehen und die Akzeptanz der Landes
zahnärztekammer Thüringen in der gesamten Öffentlichkeit geprägt.

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.

Antrag Nr. 3/99  

Antragsteller:  Vorstand der Landeszahnärztekammer Thüringen
Betreff:  Entlastung des Vorstandes, des Verwaltungsrates und der Geschäftsführung für den Haushalt des

 Versorgungswerkes 1998

Beschlußtext:
Die Kammerversammlung bestätigt die Bilanz und die Ertrags- und Aufwandsrechnung des Versorgungswerkes für das Haus
haltsjahr 1998 und erteilt dem Vorstand, dem Verwaltungsrat und der Geschäftsführung gem. § 6 k der Satzung der LZKTh
Entlastung.

Wortlaut der Begründung:
Das abgeschlossene Haushaltsjahr 1998 wurde durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG, Frankfurt, geprüft. Der
Prüfbericht liegt in der Geschäftsstelle vor. Rechnungs- und andere Differenzen wurden nicht festgestellt. Der Bestätigungs
vermerk liegt den Unterlagen bei.
Bilanzwirksame Beanstandungen wurden nicht festgestellt. 
Die Ertrags und Aufwandsrechnung sowie die Bilanz sind als Anlage beigefügt.

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.

Antrag Nr. 4/99  

Antragsteller:  Vorstand der Landeszahnärztekammer Thüringen
Betreff:  Überprüfung der Mitglieder der Kammerversammlung und des Vorstandes auf StasiMitarbeit

Beschlußtext:
Die Kammerversammlung beschließt, daß sich alle Mitglieder der Kammerversammlung und des Vorstandes der Überprü
fung durch die „GauckBehörde“ stellen. Die Geschäftsführung der LZKTh wird beauftragt, die notwendigen Schritte einzu
leiten.

Wortlaut der Begründung:
Durch die „GauckBehörde“ wird ein ständig neuer Erkenntnisstand erreicht. Dieser sollte für eine aktuelle Überprüfung aller
standespolitisch tätigen Kollegen in der Kammerversammlung und im Vorstand genutzt werden und selbstverständlich sein.

Der Antrag wurde einstimmig angenommen.
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Offizielle Mitteilung der Landeszahnärztekammer Thüringen

Zur Konstituierenden Kammerversammlung der LZKTh am 3. Juni 1999 wurden gewählt:

Der neue Vorstand der LZKTh:
Präsident:  Dr. med. Lothar Bergholz, Eisenach
Vizepräsident:  Dr. med. Andreas Wagner, Erfurt
1.  Beisitzer:  Dr. med. Gisela Brodersen, Erfurt (GOZ)
2.  Beisitzer:  Dr. med. Robert Eckstein, Meiningen (Zahnarzthelferinnen)
3.  Beisitzer:  Dr. med. Angelika Krause, Sömmerda (Patientenberatungsstelle)
4.  Beisitzer:  OMR Dr. med. dent. Joachim Richter, Saalfeld (Fortbildung)
5.  Beisitzer:  Dr. med. Ingo Schmidt, Arnstadt (Gutachterwesen/Schlichtung)
6.  Beisitzer:  Dipl.Stom. Gottfried Wolf, Suhl (Öffentlichkeitsarbeit)
7.  Beisitzer:  Dr. med. Olaf Wünsch, Kahla (Berufsausübung)

Die Leitung der Kammerversammlung der LZKTh:
Vorsitzender:  Dipl.Stom. Christian Herbst, Eisenach
1.  Stellvertreter:  Heidemarie Börner, Gera
2.  Stellvertreter:  Dipl.Stom. Dieter Heyder, Saalfeld

Haushaltsausschuß:
Dipl.Stom. Michael Uhlig, Gera
Dr. med. Gunder Merkel, Schmalkalden
Dr. med. Christel Schmidt, Ilmenau

Rechnungsprüfungsausschuß:
Dr. med. dent. Wolfgang Hebenstreit, Altenburg
Dr. med. Bernd Höch, Mühlhausen
Dr. med. dent. Gustav Hofmann, ErfurtBischleben 



Tiefbewegt müssen wir zur Kenntnis nehmen, daß
unser Kollege und Mitstreiter, 

der 2. Stellvertreter im Präsidium der Vertreterversammlung
der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Thüringen,

DiplomStomatologe

Hans Rüdiger Bartsch
aus Nordhausen

plötzlich und unerwartet Anfang Juli 1999 verstorben ist.

Diese Nachricht ist noch unfaßbar und hat uns alle erschüttert, die wir mit
ihm in vielen Stunden gemeinsam an den Aufgaben der Körperschafts
organe und im Kreise der Kolleginnen und Kollegen zusammengearbeitet
haben.
Wir haben in ihm einen standespolitisch aktiven Kämpfer für die Frei
beruflichkeit verloren, der es durch seine ruhige und sensible Wesensart,
gepaart mit umfangreichem Fachwissen und notwendigem Feingefühl,
immer wieder erreicht hat, zwischen den Kolleginnen und Kollegen zu
vermitteln.
Insbesondere als Kreisstellenvorsitzender, als Gutachter, langjähriges
Mitglied der Vertreterversammlung und neugewähltes Präsidiumsmitglied
der Vertreterversammlung der KZVTh hat Kollege Bartsch für die Kol
legenschaft gearbeitet, sich erfolgreich um deren Angelegenheiten
gekümmert und sich so ein hohes fachliches und persönliches Ansehen
erworben.
Das Präsidium der Vertreterversammlung der KZVTh, die Vorstände von
KZVTh und LZKTh, der FVDZ, Landesverband Thüringen, und die gesamte
Kollegenschaft fühlen sich in diesen schweren Stunden besonders mit
den Angehörigen verbunden, die einen guten Menschen verloren haben.
Wir werden sein Andenken in Ehren halten.

Dr. Rolf Gäbler  Dr. KarlFriedrich Rommel
Vorsitzender der Vertreterversammlung  Vorsitzender des Vorstandes
der KZVTh  der KZVTh

Dr. Lothar Bergholz  Dr. Martina Radam
Präsident der LZKTh  Vorsitzende des FVDZ,

 Landesverband Thüringen
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Aus der Vorstandssitzung der Landeszahnärztekammer...
Im Mittelpunkt der 22 Tagesordnungs
punkte umfassenden Vorstandssitzung
der Landeszahnärztekammer Thürin
gen am 02. Juni 99 standen die Berich
te der einzelnen Referate.

Im „Bericht des Präsidenten“ gab der
Vorstandsvorsitzende der LZKTh, Dr.
Jürgen Junge, eine Erläuterung der
bundesweiten Aktivitäten gegen die
geplante Gesundheitsreform. Die an
wesenden Vorstandsmitglieder disku
tierten einzelne Vorhaben. Weiterhin
berichtete Dr. Junge von seiner Arbeit
auf Bundesebene. 

Durch Hauptgeschäftsführer Jürgen
W. F. Kohlschmidt erfolgte eine um
fassende Infomation über wichtige

Themen der vorangegangenenen Ge
schäftsführerTagungen.

Breiten Raum nahm die Vorbereitung
der konstituierenden Kammerver
sammlung am 03. Juli 1999, wie auch
die Konzeption des 5. Thüringer
Zahnärztetages am 28./29. September
2000 ein. Um den Erwartungen nicht
nur der Thüringer Zahnärzte gerecht
zu werden, wird neben einem exklusi
ven wissenschaftlichen Programm an
einem Rahmenprogramm gearbeitet,
das Teilnehmer aus allen Teilen des
Landes in den Freistaat ziehen soll.

Über den Stand der Vorbereitungen
für den „Tag der Zahngesundheit“
1999, welcher zeitgleich mit dem Tag

der Jugendzahnpf lege in diesem Jahr
in Erfurt begangen wird, informierte
die LAGGeschäftsführerin, Brigitte
Kozlik, den Kammervorstand.
Weitere Tagesordnungspunkte be
schäftigten sich u. a. mit der Frage der
Anschaffung eines transportablen Be
handlungskoffers, der EDVDokumen
tation in Zahnarztpraxen, dem Beitritt
zum Landesverband der Freien Beru
fe, Anfragen zur Einhaltung der zahn
ärztlichen Berufsordnung mit beson
derem Schwerpunkt der Werbung, so
wie der Öffentlichkeitsarbeit.

(He)

Zum Tag der offenen Tür am 26. Juni
1999 präsentierte sich die Landes
zahnärztekammer mit einem Stand im
Thüringer Landtag. Die Veranstaltung
stieß wie immer auf große Resonanz.
Mehr als 20.000 Besucher nutzten die
Gelegenheit, sich zu informieren und
zu amüsieren. Das Informationsange
bot auf dem Stand der Landeszahn
ärztekammer wurde außerordentlich
rege in Anspruch genommen. Zahlrei
che Besucherinnen und Besucher aller
Altersgruppen ließen sich ihre Fragen
zur Zahngesundheit von den anwesen
den ZahnärztInnen beantworten und
versorgten sich mit Prospektmaterial.
Frau Dr. Brodersen, Frau Dr. Berg
holz und Herr Dr. Bergholz waren von
dem großen Andrang und der Vielfalt
der Fragen überrascht. Deutlich zu
verzeichnen war ein wachsendes Inter
esse an der Zahngesundheit und ein
großer Informationsbedarf.

Tag der offenen Tür
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Neues Fortbildungsangebot noch stärker praxisorientiert
Die Diskrepanz zwischen den wissen
schaftlichen und technischen Errun
genschaften der Zahnheilkunde und
den Knebelungen der Leistungserbrin
ger vergrößert sich - egal unter wel
chen politischen Vorzeichen - von
Jahr zu Jahr. Während auch die dies
jährige IDS die gewaltige Leistungs
kraft und Innovationsfähigkeit der
Dentalindustrie demonstrierte und da
bei eine Vielfalt moderner, progno
stisch günstiger Strategien für unsere
Patienten eröffnete, steuert die Politik
in die entgegengesetzte Richtung. 

Die von RotGrün beabsichtigte Aus
dehnung des Leistungskataloges der
Krankenkassen erscheint auf den er
sten Blick als „Segen“ für die Patienten
(35 % Patientenanteil bei vollem Bo
nus), wird sich aber in kürzester Zeit
als Trugschluß erweisen, denn den
Krankenkassen fehlen dafür die finan
ziellen Mittel. Alle Gespräche mit
Standespolitikern z. B. der Bundes
zahnärztekammer und der KZBV,
führten nicht dazu, daß die Forderun
gen der Leistungserbringer im Geset
zesentwurf berücksichtigt wurden.
Dennoch müssen wir auf allen Ebenen
weiterkämpfen.

Warum betreiben wir überhaupt noch
Fortbildung, wenn das Budget Innova
tion und moderne Behandlungsme
thoden nicht mehr zuläßt, möchte
man sich in dieser Situation fragen.
Warum nehmen (erfreulicherweise) so

viele Kollegen unseres Kammerberei
ches das Fortbildungsangebot so in
tensiv wahr?
Qualitätssicherung mit verlängerter
Gewährleistung und Aufstellung von
Qualitätskriterien, aber auch das Er
lernen von Standards und Fertigkeiten
in neuen Technologien setzen in Zu
kunft Maßstäbe, die nur durch eine
kontinuierliche Fortbildung realisiert
werden können. Tätigkeitsschwer
punkte werden sich stärker herauskri
stallisieren und müssen vervollkomm
net werden.
Wir betrachten die Fortbildung als es
sentiellen Bestandteil der Kammerar
beit und richten deshalb unsere Be
mühungen auf ein interessantes, viel
seitiges und auf die praktischen Belan
ge bezogenes Fortbildungsangebot.
Zahlreiche Veranstaltungen wurden
speziell als Gemeinschaftsveranstal
tungen für Zahnärzte und Zahnarzt
helferinnen ausgelegt, um gemeinsame
Informationen für das Praxisteam so
fort umsetzbar zu gestalten. Kurse mit
praktischen Demonstrationen und
Übungen bestimmen zunehmend den
Inhalt unserer Veranstaltungen. Der
Wunsch nach strukturierten Fortbil
dungen hält ungebrochen an und auf
grund des großen Zuspruchs werden
diese Veranstaltungen wiederholt. 
Der zweite Zyklus unserer zweijähri
gen IUZFortbildungsreihe wird im
September 99 mit einer großen Ab

schlußveranstaltung beendet. Erfreuli
cherweise liegen zahlreiche Nachfra
gen für einen weiteren IUZZyklus vor.
Wir werden auch diesen dritten Zyklus
gründlich vorbereiten und sind ge
wappnet, auch auf politische Verände
rungen unmittelbar reagieren zu kön
nen. Wir sind uns dessen bewußt, daß
die Kammerfortbildung in ständiger
Konkurrenz zu firmengestützten kom
merziellen Anbietern steht, die natür
lich nur „Highlights“ und „Renner“
verkaufen. Die Philosophie der Kam
merfortbildung ist jedoch auf alle pra
xisnotwendigen Arbeitsbereiche ange
legt, ob einfache zahntechnische Ar
beiten für die Helferinnen, die Total
prothese oder die Abrechnung. 
Ihre Teilnahme und Ihre Anregungen
sind uns Motivation, Ihnen auch wei
terhin ein interessantes, vielfältiges
und kostengünstiges Programm zu
präsentieren, das hoffentlich Ihre Zu
stimmung finden wird. 
Wenn auch die derzeitigen räumlichen
Bedingungen viele Wünsche offenlas
sen, sind wir dennoch zuversichtlich,
Ihnen ab Mitte nächsten Jahres die
Fortbildungsveranstaltungen in mo
dernen Räumlichkeiten anbieten zu
können.

Dr. Joachim Richter 
Referent für Fort und Weiterbil
dung

Schon unterschrieben?
Die Unterschriftenaktion der Heilberufe „Thüringer Bündnis für Gesundheit“ ist gut
angelaufen. Viele Listen mit Unterschriften der Patienten wurden bereits bei der KZV
abgegeben.

Sensibilisieren Sie noch mehr Patienten! Machen Sie ihnen klar, daß die rotgrüne Poli
tik eine Verstaatlichung des Gesundheitswesens anstrebt und daß Polikliniken und
mangelhafte Versorgung zur realen Bedrohung geworden sind. Wehren Sie sich ge
meinsam mit Ihren Patienten dagegen!
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Die Waffen schweigen,
der Krieg im Kosovo ist
beendet. Die Flüchtlinge
hoffen auf baldige Rück
kehr in ihre Heimat. Sie
nehmen die Erinnerung
an Menschen mit, die
ihnen beistanden.

In unserer MaiAusgabe
riefen wir die Zahnärzte
Thüringens auf, den
KosovoFlüchtlingen zu
helfen. Einige Kollegen
kümmerten sich bereits
damals mit größter Selbst
verständlichkeit um die
Menschen in den Auf
nahmelagern.

Das tzb berichtet aus
Eisenberg und Jena.
Als in der Gemeinschaftspraxis Ose/
Wolf in Eisenberg ein Anruf des Auf
nahmelagers einging, fuhren die bei
den Zahnärzte sofort dorthin, um die
Patienten an Ort und Stelle anzu
schauen. Durch die Anstrengungen
der Flucht hatten sich bei einigen
Menschen Zahnerkrankungen derar
tig verschlimmert, daß die Ärzte drei
akute Fälle sofort in ihr Auto packten
und in die Praxis mitnahmen, um sie
schnellstmöglich von ihren Schmer
zen zu befreien. 

„Nachdem sie versorgt waren, konn
ten wir die weiteren Schmerzbehand
lungen planen“ beschreibt Johannes
Wolf seine Hilfsaktion. „Man erkennt
deutlich, ob die Flüchtlinge aus der
Stadt oder aus dem ländlichen Raum
kommen. Während der Gebißzustand
der Städter meist recht ordentlich ist,

befinden sich die Zähne der bäuerli
chen Bevölkerung nicht selten in ei
nem desolaten Zustand.“ Auch wenn
lediglich eine Schmerzbehandlung
vorgesehen ist, kommt es dennoch des
öfteren vor, daß die Behandlung um
fangreicher ausfällt, als eigentlich ge
plant. „Ich betrachte das als meine
persönliche Spende“ begründet Inge
borg Ose ihre Großzügigkeit. Ihre
Hilfsbereitschaft ging noch weiter. Bei
der Untersuchung im Lager fiel eine
etwa 50jährige völlig zahnlose Frau
auf. Mit Hilfe eines Dolmetschers er
fuhr Ingeborg Ose, daß deren Zahn
prothese während der Flucht verloren
gegangen war und sie sich jetzt für ih
ren zahnlosen Mund schämte. „Weil
auch das Labor bereit war, seinen Teil
der Arbeit als Spende zur Verfügung
zu stellen, konnten wir der Frau
schnell helfen“. Ingeborg Ose und Jo
hannes Wolf sehen in ihrer großen
Hilfsbereitschaft nichts Besonderes.
„In unserem Alter ist eine solche Ein
stellung völlig normal“ wehren sie Fra

gen nach dem „Warum“ ab. Dinge, die
für viele leider nicht selbstverständlich
sind, betrachten sie als nicht erwäh
nenswert: „Wir helfen jedem, der mit
Zahnschmerzen zu uns kommt. Das
ist unser Berufsauftrag. Man kann im
Leben nicht immer alles aufrechnen.“
Wie tief die Schrecken der Flucht be
sonders bei den Kindern nachwirken,
beschreibt Johannes Wolf: „Als ein
14jähriger Junge behandelt werden
mußte, wich seine Schwester keine Se
kunde von seiner Seite. Obwohl in
meinem Auto eigentlich kein Platz
mehr frei war, bestand sie darauf, mit
zufahren. Auch nachdem die beiden in
meiner Praxis ihre Furcht etwas verlo
ren hatten - sie ließen sich nicht ein
mal für die kurze Zeit der Behandlung
trennen.“ Ingeborg Ose und Johannes
Wolf würden es begrüßen, wenn die
ärztliche Hilfe für den Kosovo nach
Beendigung des Krieges fortgesetzt
würde und mit möglichst wenig büro
kratischen Hürden in Gang käme.

Hilfe für KosovoFlüchtlinge als persönliche Spende

Das Praxisteam der Gemeinschaftspraxis von Dr. Ingeborg Ose und
Dipl.Med. Johannes Wolf in Eisenberg
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Im Klinikum Jena kümmern sich je
weils sechs Studenten im klinischen
Kurs Kinderzahnheilkunde um die
Schmerzpatienten unter den Flücht
lings und Asylantenkindern. Prof. An
nerose Borutta betrachtet die Betreu
ung dieser Kinder neben der medizini
schen Hilfe auch noch aus einem an
deren Gesichtspunkt. „Unseren Stu
denten erlaubt die Hilfe für die Flücht
linge einen Einblick in fortgeschrittene
Krankheitsbilder, die bei deutschen
Kindern kaum noch anzutreffen sind.
Besonders bei den osteuropäischen
Kindern bestehen große Defizite in
der Prävention. Ihren Aufenthalt in
Deutschland nutzen wir, um alle Mög
lichkeiten für eine Gesundheitserzie
hung auszuschöpfen. Dabei überwin
den wir sprachliche Barrieren am
leichtesten durch praktische Demon

strationen. Sprachlich gibt es oft keine
Verständigungsmöglichkeiten, weil be
sonders die Kinder, die aus albani
schen Dörfern stammen, nur ihre
Muttersprache beherrschen.“ Bei Kin
dern mit auffällig schlechten Gebissen
stellt sich nicht selten heraus, daß sie
die richtige Technik und Systematik
beim Zähneputzen nicht beherrschen.
Indem sie sie nicht nur von ihren
Zahnschmerzen befreien, sondern ih
nen vermitteln, wie man seine Zähne
richtig pf legt, geben die Studenten um
Prof. Borutta den Flüchtlingskindern
eine praktische Hilfe für ihre Gesund
heit mit auf den Weg.

(He)

Während die Studenten um Frau
Prof. Borutta den Flüchtlingskin
dern helfen, gewinnen sie Einblick
in Zahnerkrankungen, deren
Schweregrad heute in Deutschland
kaum noch existiert.

Fotos: Hentschel
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Übersendung von Behandlungsunterlagen an den
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung

Zu der Frage, ob Vertragszahn
ärzte verpflichtet sind, Behand
lungsunterlagen an den Medizi
nischen Dienst der Krankenversi
cherung (MDK) zu übersenden,
damit dieser Gutachten über die
Behandlungsfälle erstellen kann,
haben wir immer darauf hinge
wiesen, daß die Vertragszahnärz
te nur dann dazu verpflichtet
sind, wenn es für sie eine gesetzli
che Regelung zur Unterlagenüber
sendung gibt.
Diese Aussage hat das Bayerische
Landessozialgericht in seiner
Entscheidung vom 23.9.1998 (Az.:
L KA 533/96) bestätigt.

Das LSG Bayern hat in seinem Urteil
festgestellt, daß ein Anspruch des
MDK auf Herausgabe von Sozialdaten
gegen die Vertragszahnärzte nur einge
schränkt besteht.
Eine Pf licht zur Unterlagenübersen
dung kann sich lediglich aus § 276
Abs. 2 Satz 1, 2. Halbsatz SGB V, er
geben.
Danach sind die Leistungserbringer
verpf lichtet, Sozialdaten auf Anforde
rung des MDK unmittelbar an diesen
zu übermitteln, soweit dies für die gut
achterliche Stellungnahme und Prü
fung erforderlich ist, wenn die Kran
kenkassen nach § 275 Abs. 1 bis 3
SGB V eine gutachterliche Stellung
nahme oder Prüfung durch den MDK
veranlaßt haben. Das bedeutet, daß
für die Vertragszahnärzte nur dann ei
ne Pf licht zur Übersendung der Be
handlungsunterlagen besteht, wenn
ein Fall des § 275 Abs. 1 bis 3 SGB V
vorliegt.
Das Gesetz regelt in § 275 Abs. 1 bis 3
SGB V folgende Fälle:
I. Gemäß § 275 Abs. 1 sind die Kran
kenkassen in den gesetzlich bestimm
ten Fällen oder wenn es nach Art,
Schwere, Dauer oder Häufigkeit der
Erkrankung oder nach dem Krank
heitsverlauf erforderlich ist, verpf lich
tet,

1.  bei Erbringung von Leistungen, ins
besondere zur Prüfung von Voraus
setzung, Art und Umfang der Lei
stung,

2.  zur Einleitung von Maßnahmen der
Rehabilitation, insbesondere zur
Aufstellung eines Gesamtplanes
nach § 5 Abs. 3 des Gesetzes über
die Angleichung der Leistungen zur
Rehabilitation, im Benehmen mit
dem behandelnden Arzt,

3. bei Arbeitsunfähigkeit
 a) zur Sicherung des Behandlungs
erfolges, insbesondere zur Einlei
tung von Maßnahmen der Lei
stungsträger für die Wiederherstel
lung der Arbeitsfähigkeit oder
 b) zur Beseitigung von Zweifeln an
der Arbeitsunfähigkeit

eine gutachterliche Stellungnahme des
MDK einzuholen.
II. Gemäß § 275 Abs. 2 Nr. 5 haben
die Krankenkassen durch den MDK
prüfen zu lassen, ob die Versorgung
mit Zahnersatz aus medizinischen
Gründen ausnahmsweise unaufschieb
bar ist (§ 27 Abs. 2). Diese Regelung
betrifft aber nur Fälle, in denen die Be
handlung Versicherte, die sich nur
vorübergehend im Inland aufhalten,
zur Ausreise verpf lichtete Ausländer,
asylsuchende Ausländer oder Vertrie
bene betrifft. Nur bei diesem besonde
ren Personenkreis kann ein Vertrags
zahnarzt gemäß § 275 Abs. 2 Nr. 5
SGB V zur Übersendung der Behand
lungsunterlagen an den MDK ver
pf lichtet sein.
III. Gemäß § 275 Abs. 3 Nr. 1 kön
nen die Krankenkassen in geeigneten
Fällen durch den MDK die medizini
schen Voraussetzungen für die Durch
führung der kieferorthopädischen be
handlung (§ 29) prüfen lassen. Hier
haben die Krankenkassen die Mög
lichkeit, eine Begutachtung der kiefer
orthopädischen Leistung durch den
MDK durchführen zu lassen. Sie sind
dazu allerdings nicht verpf lichtet. Da

für das Gutachterverfahren bei kiefer
orthopädischen Maßnahmen bereits
eine Vereinbarung in der Anlage 6
zum BMVZ getroffen wurde, darf die
Krankenkasse nicht willkürlich eine
Begutachtung durch den MDK festle
gen. Die Krankenkassen sind gemäß
§ 69 Abs. 2 SGB IV zur Wirtschaft
lichkeit und Sparsamkeit verpf lichtet
und können nicht eine Begutachtung
durch den MDK veranlassen, obwohl
ein ausgewogenes Gutachterverfahren
existiert. Verstößt die Krankenkasse
gegen diese Grundsätze, macht sie
sich gegebenenfalls schadensersatz
pf lichtig gemäß § 12 Abs. 3 SGB V.
Das LSG Bayern hat eindeutig festge
stellt, daß der MDK nicht zuständig in
Fällen ist, für welche ein vertraglich
vereinbartes Gutachterwesen existiert.
Demzufolge kann der MDK im zahn
ärztlichen Bereich nur in den hier auf
geführten besonderen Ausnahmefäl
len von den Leistungserbringern die
Übergabe von Sozialdaten verlangen,
und der Vertragszahnarzt kann nicht
unter Berufung auf die ärztliche
Schweigepf licht die Herausgabe von
Unterlagen verweigern. In anderen
Fällen hat der MDK keinen Anspruch
gegen den jeweiligen Leistungserbrin
ger auf Übersendung der Sozialdaten.
Das gilt insbesondere für den Bereich
der Begutachtung zum Zwecke der
Prüfung eines Schadensersatzan
spruchs. Wenn also die Krankenkasse
den MDK mit der Erstattung einer
gutachterlichen Stellungnahme zu der
Frage beauftragt, ob es im Einzelfall
angezeigt ist, bei der KZV einen Scha
densregreß zu beantragen, so liegt kein
Fall der zulässigen Inanspruchnahme
des MDK nach § 275 Abs. 1 bis 3
SGB V vor, und eine Verpf lichtung zur
Übersendung der Sozialdaten an den
MDK besteht für die Vertragszahnärz
te nicht.
Gleiches gilt, wenn ein Patient seine
möglichen Ansprüche gegen den
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Klinikum der
FriedrichSchillerUniversität Jena
Im Zentrum für Zahn, Mund und Kieferheil
kunde, Poliklinik für Präventive Zahnheil
kunde Erfurt (Einsatzort Jena) unter Leitung
von Herrn Prof. Stößer ist zum 01.09.1999
die Stelle einer/eines

Assistenzzahnärztin/
Assistenzzahnarztes
 0,75VK
zu besetzen.
Anforderungen an die Bewerber/Tätigkeitsmerkmale:
• Approbation als Zahnärztin/Zahnarzt
• zahnärztliche Tätigkeit im Bereich der Kinderzahnheilkunde mit

Betreuung besonderer Risikogruppen, auch Gebißsanierung
unter Allgemeinanästhesie

• fundierte Kenntnisse in der Nutzung von Soft und Hardware
• fundierte englische Sprachkenntnisse
• nach Möglichkeit mindestens einjährige praktische zahnärzt

liche Erfahrung
• Patientenbetreuung, vorrangig Kinderzahnheilkunde
• Teilnahme am Studentenkurs
• Gestaltung von Seminaren
• gruppenprophylaktische Betreuung von Vorschul und Schul

kindern
• Beteiligung an Forschungsvorhaben der klinisch angewandten

Forschung
• Beteiligung an Gebißsanierung unter Allgemeinanästhesie
Die Vergütung erfolgt nach den Regelungen des BATO. Die Einstel
lung wird nach den für die Befristung von Arbeitsverträgen gelten
den rechtlichen Bestimmungen vorgenommen. Bei gleicher Eig
nung werden Schwerbehinderte bevorzugt.
Ihre Bewerbungsunterlagen senden Sie bitte bis drei Wochen nach
Erscheinen der Anzeige unter Angabe der Reg.Nr. 187/99 an das

Klinikum der FSU Jena
Dezernat Personalwesen, 07740 Jena

Unsere Ausschreibung finden Sie auch im Internet unter:
http://www.unijena.de/fsu/ausschr.html

Anzeige

Zahnarzt prüfen will. Auch hier kann
die Krankenkasse keine Unterstützung
durch den MDK leisten. Der Patient
ist auf den privatrechtlichen Klageweg
verwiesen. In Thüringen kann er sich
dazu von der Patientenberatungsstelle
der LZKTh beraten lassen,

Es bleibt also festzuhalten, daß keine
generelle Verpf lichtung zur Unterla
genübersendung existiert und nur in
den dargestellten äußerst seltenen

Ausnahmefällen eine Übersendungs
pf licht besteht.

Das LSG Bayern hat des weiteren fest
gestellt, daß unter den Begriff Sozial
daten neben Einzelangaben auch me
dizinische Unterlagen wie Röntgenauf
nahmen, Originalkarteikarten, Model
le und dergleichen, die sich beim Be
handler befinden, fallen. Die Zahnärz
te müssen also sämtliche Behand
lungsdaten übergeben, sofern dazu ei

ne Verpf lichtung besteht und alle Un
terlagen notwendig sind, um ein ent
sprechendes Gutachten anzufertigen.

Ass. jur. Andrea Hofmann
Justitiariat der KZVTh
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Ausschreibungen
Gemäß § 103 Abs. 4 und 5 des V. Buches Sozialgesetzbuch wird für den von Zulassungsbeschränkungen betroffenen Zulas
sungsbezirk Kyffhäuserkreis ab 3. Juni 1999 ein Vertragszahnarztsitz in
 

 Bad Frankenhausen

ausgeschrieben.

Bewerbungen zur Übernahme dieser Praxis sind schriftlich bei der Geschäftsstelle des Zulassungsausschusses ein
zureichen.
Kassenzahnärztliche Vereinigung Thüringen, Zulassungsausschuß, TheoNeubauerStraße 14, 99085 Erfurt

Gemäß § 103 Abs. 4 und 5 des V. Buches Sozialgesetzbuch wird für den von Zulassungsbeschränkungen betroffenen Zulas
sungsbezirk JenaStadt ab 2. September 1999 ein Vertragszahnarztsitz in

 Jena

ausgeschrieben.

Bewerbungen zur Übernahme dieser Praxis sind schriftlich bei der Geschäftsstelle des Zulassungsausschusses ein
zureichen.
Kassenzahnärztliche Vereinigung Thüringen, Zulassungsausschuß, TheoNeubauerStraße 14, 99085 ErfurtGemäß §
103 Abs. 4 und 5 des V. Buches Sozialgesetzbuch wird für den von Zulassungsbeschränkungen betroffenen Zulassungsbezirk
JenaStadt ab 1. Oktober 1999 ein Vertragszahnarztsitz in

 Jena

ausgeschrieben.

Bewerbungen zur Übernahme dieser Praxis sind schriftlich bei der Geschäftsstelle des Zulassungsausschusses ein
zureichen.
Kassenzahnärztliche Vereinigung Thüringen, Zulassungsausschuß, TheoNeubauerStraße 14, 99085 Erfurt

Beschluß des Landesausschusses der Zahnärzte und Kranken
kassen in Thüringen gemäß § 103 SGB V und § 16b ZVZ vom 11. Juni 1999
Bezug nehmend auf die erfolgte Veröffentlichung zur Versorgungsgradfeststellung und der Bestimmungen des SGB V §§ 100
und 101 in Verbindung mit §§ 15 und 16b ZVZ ergeben sich nach der Sitzung des Zulassungsausschusses am 02. 06. 1999
keine Veränderungen bezüglich der Anordnung/Aufhebung von Zulassungsbeschränkungen.

Dieser Beschluß tritt mit Veröffentlichung gemäß § 16b (4) ZVZ in Kraft.

gez. Günther SchroederPrintzen
Vorsitzender des Landesausschusses
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Den großen Erfolg der Prophylaxe
verdeutlicht die Dritte Deutsche
Mundgesundheitsstudie des Instituts
der Deutschen Zahnärzte (IDZ), die
am 16. Juni 199 der Öffentlichkeit vor
gestellt wurde.
Die Studie sollte anhand klinischer
Untersuchungen zahnärztlicher Art
die Vorkommenshäufigkeit von Zahn
karies, Parodontitis, Veränderungen
der Mundschleimhaut und Erkrankun
gen der Kiefergelenke bei einem reprä
sentativen Querschnitt der Bevölke
rung in Deutschland ermitteln.
Zweites Ziel der DMS III war, die er
mittelten Häufigkeiten und Kennwerte
von Zahn, Mund und Kieferkrank
heiten in Deutschland in einen inter
nationalen Vergleichsrahmen zu stel
len, um zu sehen, wo Deutschland mit
seiner Mundgesundheit heute eigent
lich steht.

Weiteres Ziel war es, mit einer zusätz
lichen sozialwissenschaftlichen Befra
gung herauszufinden, wie sich das
Mundgesundheitsverhalten und ver
haltensbezogene Risikofaktoren im
einzelnen darstellen.

Aus diesem sozialwissenschaftlichen
Material sollen Anstöße für die Wei
terentwicklung präventiver Angebote
und gesundheitserzieherischer Maß
nahmen abgeleitet werden.

Laut DMS III hat sich der sogenannte
DMFWert für 12jährige auf 1,7 ver
bessert, was bedeutet, in Deutschland
haben 12jährige durchschnittlich 1,7
kariöse, fehlende oder gefüllte Zähne.
Im Jahre 1989 hatte der Wert noch bei
3,9 gelegen, 1994/95 verbesserte er
sich auf 2,3. Im Vergleich zu anderen
Ländern nimmt Deutschland damit ei
ne Spitzenposition ein.

In der DMS III wurden erstmalig auch
Daten zur Mundgesundheit der Senio
ren erhoben. Daraus ergibt sich, daß
sich Deutschland, was den Status von
Zahnlosigkeit und Zahnverlust angeht,
in einer „günstigen Situation“ befin
det. Trotzdem sei es, so die Studie,
notwendig, das Mundhygiene und
Vorsorgebewußtsein der älteren und
alten Menschen zu verbessern. Die
Bundeszahnärztekammer arbeitet an
einem f lächendeckenden Versor
gungsangebot für alte Menschen in
Heimen und zu Hause, die wegen kör
perlicher Einschränkungen die Zahn
arztpraxis nicht aufsuchen können.

(Info: BZÄK)
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Wichtige Mitteilung zur Vertreterversammlung der
Kassenzahnärztlichen Vereinigung Thüringen
Gemäß § 6 Abs. 5 der Satzung der KZV Thüringen wird bekanntgegeben, daß eine Vertreterversammlung der KZV Thüringen stattfindet.

Termin:  Samstag, 6. November 1999
Ort:  KZV Thüringen, Rathenaustraße 52, Dachgeschoß, Sitzungssaal, 99085 Erfurt

Themen zur Tagesordnung können bis 6 Wochen vor Beginn der Vertreterversammlung (bis zum 24. September 1999) schriftlich durch den Vor
stand, die Mitglieder der Vertreterversammlung oder die Kreisstellen bei der Geschäftsstelle der KZV Thüringen, TheoNeubauerStraße 14,
99085 Erfurt, eingereicht werden.

Dr. Rolf Gäbler
Vorsitzender der Vertreterversammlung 

Hinweis:
Voraussichtlich findet am Vorabend der Vertreterversammlung, mithin am 5. 11.1999, ein standespolitischer Abend statt, zu dem alle VVMitglie
der und Kreisstellenvorsitzenden noch direkt eingeladen werden.

Dritte Deutsche Mundgesundheitsstudie veröffentlicht
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Am 3. Juli 1999 begeht Herr Univer
sitätsprofessor Dieter Schumann, Or
dinarius für MundKieferGesichts
chirurgie an der FriedrichSchiller
Universität Jena seinen 60. Geburts
tag. Dies ist uns Anlaß, seinen Lebens
weg zu skizzieren und seine Verdienste
zu würdigen.
In ZellaMehlis geboren, besuchte er
dort die Grundschule und schloß eine
Lehre als Feinmechaniker ab. Für sei
ne weitere Ausbildung wechselte er
1956 nach Jena, wo er 1959 das Abitur
ablegte.
Von 1959 bis 1964 belegte er an der
FriedrichSchillerUniversität das
Fach Zahnmedizin und erhielt 1965
die Approbation.
Im gleichen Jahr trat er als Assistent
unter dem Direktorat von Professor
Streuer in die Universitätszahnklinik,
ChirurgischKonservierende Abtei
lung, ein. Hier absolvierte er bis 1967
eine grundlegende Ausbildung im
Fachgebiet der zahnärztlichen Chirur
gie. Nach dem Tode seines akademi
schen Lehrers, Professor Streuer, wur
de Professor Heiner 1966 auf den
Lehrstuhl berufen und zum Direktor
der Klinik ernannt. Damit begann im
eigentlichen Sinn die akademische
Laufbahn des Jubilars.
Mit der Ernennung zum Stationsarzt
folgte eine Zeit intensiver Auseinan
dersetzung mit dem Fachgebiet. Die
Promotion zum Dr. med. dent. (1967)
auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin,
das Studium der Medizin (1969 -

1971), die Anerkennung zum Facharzt
für Mund, Kiefer, Gesichtschirurgie
(1973), die Ernennung zum Oberarzt
und die Promotion zum Dr. med.
(1975) zur Endoskopie der Kieferhöh
le fallen in diese Schaffensperiode.
Angeregt durch Professor Heiner be
schäftigten sich die Oberärzte Karl
und Schumann intensiv mit der
Spaltträgerchirurgie. So baute Herr
Schumann die interdisziplinäre Spalt
trägersprechstunde auf, die er fortan
leitete. Gleichzeitig begann er mit der
Erstellung seiner Habilitationsschrift,
die er in Zusammenarbeit mit dem Pa

thologischen Institut der FSU über
das Thema  „Leukoplakia oris - Wer
tigkeit als Präkanzerose“ verfaßte und
1980 gemeinsam mit dem Pathologen
Dr. med. Raabe mit Erfolg verteidigte.
Unter den Gegebenheiten der damali
gen Zeit mit ihren Pressionen und Ver
werfungen verkörperte der Jubilar
Kontinuität zum Wohle der Patienten,
Studenten und in der Verfolgung einer
zielgerichteten Forschungslinie.
Die Einführung der Mikrochirurgie
und deren stetig wachsende Rolle in
der Klinik ist den Herren Karl und
Heiner zu verdanken. Nach dem Weg

Laudatio

Professor Dr. Dr. Dieter Schumann
zum 60. Geburtstag
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gang von Karl und dem Tod Heiners
ist es das Verdienst von Professor
Schumann und Frau Dr. Anneliese
Tilgner, daß eine Fortführung und
Weiterentwicklung aufgezeigt werden
konnte. Nicht wenige Fachkollegen
haben damals, mit leicht distanzierter
Haltung, einen Bruch in der Entwick
lung der Klinik erwartet. Über 50 mi
krochirurgische Übungskurse und vier
mikrochirurgische Symposien sind be
redtes Beispiel für die geleistete Ar
beit.
Herausforderungen anzunehmen ist
gerade die Stärke des Jubilars. War sei
ne ärztliche und wissenschaftliche Tä
tigkeit in den 70er Jahren hauptsäch
lich kieferchirurgischen Themen zuge
wandt, so hat er sich nach dem Tode
Heiners intensiv um die Fortentwick
lung der Plastischen Chirurgie an un
serer Klinik bemüht. Seine besondere
Hinwendung galt jedoch stets der Ver
sorgung von Patienten mit kraniofazia
len Anomalien.
Herr Schumann hat sich immer für ei
ne enge Kooperation mit den Fachge
bieten der Zahnmedizin eingesetzt.
Besonders verdient machte hat er sich
um die Fortbildung der zahnärztlich
tätigen Kollegen. Er verstand dabei
das von ihm vertretene Fachgebiet der
KieferGesichtschirurgie als Binde
glied zwischen der Zahnmedizin und
den allgemeinmedizinischen Fächern.
In dieser Hinsicht wirkte er auch in
der Gesellschaft für KieferGesichts
chirurgie der DDR, der er von 1987
bis 1989 als Vorsitzender vorstand.
Seine schon damals konzipierte Linie
der Öffnung der Gesellschaft, soweit

möglich, auch nach den westeuropäi
schen Staaten, war für die Nachwen
dezeit von großem Gewicht. Die Kie
ferchirurgen der damaligen DDR, ein
geschlossen auch die der Klinik, der
Herr Schumann vorstand, konnten gut
vorbereitet und fachlich ausgewiesen
in der Deutschen Gesellschaft für
Mund, Kiefer und Gesichtschirurgie
Aufnahme finden.
Neben der Fortführung seiner wissen
schaftlichen und ärztlichen Tätigkeit
hat es sich der Jubilar zu seiner Aufga
be gemacht, sich für den Ausgleich
des nicht zu übersehenden Defizits an
materieller Substanz der Klinik und
Poliklinik einzusetzen. Als medizini
scher Baufachberater bei der Rekon
struktion der Klinik, als Projektgrup
penleiter für das neue Klinikum in Je
na wie auch als Prodekan von 1995 -
1997 leistete er konzeptionelle Arbeit.
Verknüpft mit der Fähigkeit, gute Kon
takte zur Industrie aufzubauen, hat er
eine Entwicklung mit initiiert, die es
ermöglicht, auf dem Gebiet der Aus
rüstung bundesdeutschen Standard
vorzuweisen.
Trotz reicher Erfahrungen auf dem
Gebiet der Plastischen Chirurgie und
der Anerkennung zum Facharzt für
Chirurgie (1990) hat sich Professor
Schumann 1995 den gesetzlichen Be
dingungen gestellt und die Facharzta
nerkennung „Plastische Chirurgie“ er
worben.
Herr Schumann ist aktives Mitglied
der EURAPS, der Deutschen Gesell
schaft für Chirurgie, der Deutschen
Gesellschaft für Mund, Kiefer und
Gesichtschirurgie, der Vereinigung der

Deutschen Plastischen Chirurgen und
weiterer sieben regionaler, nationaler
und internationaler Gesellschaften.
An Veröffentlichungen sind 11 Buch
beiträge und 85 Publikation in Zeit
schriften zu nennen.
Nicht zuletzt sei die Lehre erwähnt,
die als eine seiner weiteren Stärken ge
nannt werden muß. Er ist bei den Stu
denten beliebt, weil er es durch seine
Ausstrahlung versteht, junge Men
schen für das Fachgebiet zu begei
stern.
Wir, die Mitarbeiter, Studenten, Pati
enten und Freunde, gratulieren Herrn
Professor Dieter Schumann zu seinem
Ehrentag recht herzlich und wünschen
ihm bei bester Gesundheit weiterhin
viele erfolgreiche Jahre, voller Energie
und Schaffenskraft, aber auch Freude
und Entspannung im Kreise seiner Fa
milie.

P. Hyckel, Jena
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Diese Notiz in meinem Terminkalen
der erscheint mir unwahrscheinlich.
Zu lebhaft sind die Erinnerungen an
die gemeinsame Zeit, als wir in den
60er Jahren, von unserem verehrten
Lehrer, Professor Gerhard Henkel, auf
den beruf lichen Weg gebracht, die
Studenten an der Jenaer Universität in
die Grundzüge der Zahnmedizin, der
Prothetik und Werkstoffkunde ein
führten und unsere Begeisterung für
die experimentelle werkstoffkundliche
Arbeit entdeckten.

Gemeinsames Planen von Versuchen,
akribisches Pröbeln und Messen, in
tensives Diskutieren der Ergebnisse
und gemeinsames Ringen um treffen
de Formulierungen bei der Abfassung
der Manuskripte sind Bilder aus dieser
Zeit. Sie war geprägt durch den
menschlich einfühlsamen Führungs
stil des Chefs, Gerhard Henkel, und
die freundschaftliche Atmosphäre in
der Klinik, die durch Kollegen wie

Alfred Breustedt, Wolfgang Oelzner,
Wolfgang Freesmeyer - um nur weni
ge zu nennen - bestimmt wurde. 
Aus jenen Erinnerungen und der jahr
zehntelangen fachlichen und freund
schaftlichen Verbindung heraus möch
te ich Leben und Wirken des Jubilars
würdigen und damit Herrn Professor
Dr. Welker, Dir lieber Dieter, zugleich
im Namen vieler Kollegen, Freunde

mit einer Arbeit auf dem Gebiet der
experimentellen Grundlagenforschung
zum Dr. med. dent. promovierte. 
Schon im ersten Jahr seiner Tätigkeit
wurden ihm Lehraufgaben in der Vor
klinik übertragen. Seine besondere
Fähigkeit, einprägsam und geduldig zu
erklären und zu demonstrieren, aber
auch sein wissenschaftlicher Eifer
führten dazu, daß er 1964 erste Vorle
sungsverpf lichtungen in der Vorklinik
übernehmen konnte und als Lehrassi
stent in der Klinischen Prothetik wirk
sam wurde. 
Im Jahre 1967 erhielt Dr. Welker einen
Lehrauftrag auf dem Gebiet der Paro
dontologie, wobei er die prothetischen
Aspekte in ein interdisziplinäres Lehr
konzept einbrachte. 
Intensive wissenschaftliche und klini
sche Arbeit und umfangreiche Lehr
aufgaben in Vorklinik und Klinik
kennzeichneten seine Entwicklung in
den nächsten Jahren. 
Zum Oberarzt der Poliklinik für Pro
thetische Stomatologie und Werkstoff
kunde an der Medizinischen Akade
mie Erfurt im Jahre 1975 ernannt,
setzte er seine Tätigkeit in dieser
Dienststellung ab 1977 an der Univer
sität Jena unter dem Direktorat von
Professor Dr. Musil fort. Er wurde mit
der Leitung eines sich zunehmend ver
selbständigenden Funktionsbereiches
„Werkstoffkunde“ beauftragt und
übernahm alle Lehraufgaben auf die
sem Gebiet. Diese Herausforderung
meisterte Dieter Welker mit großem
Engagement und der ihm eigenen
Akribie. Es wurden Lehrmittel ge
schaffen und schrittweise ein werk
stoffkundliches Gruppenpraktikum

und Schüler Dank sagen für das uner
müdliche und nachhaltige Wirken für
Forschung und Praxis unseres Fachge
bietes und die Förderung des beruf li
chen Nachwuchses.

Am 30. Juli 1939 in Jena geboren,
gehört Dieter Welker zu jener Genera
tion, deren Kinder und Jugendzeit
von den Auswirkungen der dunkelsten
Periode deutscher Geschichte über
schattet wurde. Als Schüler und Stu
dent in den 50er Jahren mußten viele
Mühen überwunden und Entbehrun
gen ertragen werden. Die hervorragen
den Charaktermerkmale des Jubilars,
Fleiß, Selbstdisziplin und Beharrlich
keit, haben hier mit ihren Ursprung.
So war es nur konsequent, daß er nach
erfolgreichem Staatsexamen mit Be
ginn des Jahres 1963 seine Tätigkeit
als Assistent an der Abteilung für
Zahnärztliche Prothetik und Kieferor
thopädie der Universitätsklinik Jena
aufnahm, und bereits ein Jahr später

Am 30. Juli wird
Professor Dr. Dieter Welker
60 Jahre.
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aufgebaut, das in dieser Form Vorbild
charakter in Deutschland besitzt. Ei
nen besonderen Schwerpunkt in der
Lehrtätigkeit von Professor Welker bil
dete die individuelle wissenschaftliche
Arbeit mit Studierenden und Mitarbei
tern. Als „Vater“ von Diplom und
Doktorarbeiten war und ist er beson
ders begehrt. Mit anspruchsvollen
Themen motiviert und fordert er den
akademischen Nachwuchs; gleichzei
tig leitet und kontrolliert er das experi
mentelle Handeln mit großer Sorgfalt
und ist akribischer Lektor bei der Ab
fassung der Manuskripte. Unter Prof.
Welker zu graduieren ist ein beson
deres Qualitätsmerkmal. Mehr als 50
Diplomanden und 50 Doktoranden
sind die eindrucksvolle Bilanz der er
folgreichen Nachwuchsförderung. 

Professor Dr. Welker besitzt als zahn
ärztlicher Werkstoffwissenschaftler
hohes Ansehen. Er ist experimenteller
Forscher mit Leidenschaft, der Pro
blemstellungen logisch aufbereitet und
intelligente Lösungswege erarbeitet.
Mit der ihm eigenen Ausdauer und
Unnachgiebigkeit ringt er um gesicher
te Ergebnisse und er freut sich über
den Erkenntnisgewinn. Dabei spielt
Teamarbeit in seinem Arbeitsbereich
und interdisziplinäre Kooperation mit
medizinischexperimentellen und na
turwissenschaftlichen Disziplinen eine
besondere Rolle. 

In den Jahren 1967 und 68 erschienen
die ersten wissenschaftlichen Veröf
fentlichungen von ihm, die sich mit
zahnärztlichen Zementen und deren
maschineller Verarbeitung beschäftig
ten. Sie leiteten damit eine For
schungsrichtung ein, die in den folgen
den 10 Jahren intensiv bearbeitet und
erweitert wurde. Untersuchungen an
Abform und Modellwerkstoffen, an
Prothesenkunststoffen und biologi

sche Materialprüfungen sind hier be
sonders zu nennen. 
Im Ergebnis dieser Forschungen er
folgte im Jahre 1980 die Habilitation
(Promotion B) mit der Arbeit „Unter
suchungen zu Problemen und Mög
lichkeiten materialgerechter und ratio
neller Zubereitung von Mehrkompo
nentenWerkstoffen in der Stomatolo
gie“. 
Die facultas docendi (Lehrbefähigung
nach DDRSprachregelung) wurde
ihm jedoch trotz 16 Jahren Lehrtätig
keit nicht erteilt. Dieter Welker, der
seine christlichhumanistische Grund
haltung stets offen zeigte, war für die
politisch Herrschenden als Hoch
schullehrer nicht erwünscht. Auch er
folgte keine Bestätigung als „Reiseka
der“, so daß der internationale wissen
schaftliche Austausch für ihn erheb
lich eingeschränkt war und Einladun
gen zu bedeutenden Kongressen (z. B.
FDI, DGZ, DGZPW) nicht wahrge
nommen werden konnten. 
Erst nach der politischen Wende fan
den seine Leistungen als Forscher und
Hochschullehrer die verdiente äußere
Anerkennung: Im Juni 1993 wurde er
zum Professor an der Medizinischen
Fakultät der FriedrichSchillerUniver
sität Jena berufen. 
Die erlangte Freiheit bef lügelte die
wissenschaftlichen Aktivitäten. Profes
sor Welker baute den Arbeitsbereich
Werkstoffkunde aus und intensivierte
die Forschungskooperation mit der In
dustrie; zahlreiche Veröffentlichungen
und Buchbeiträge erschienen, und er
und seine Arbeitsgruppe waren auf
vielen bedeutenden Fachtagungen als
Referenten präsent. So kann der Jubi
lar mit Stolz auf die Bilanz seiner wis
senschaftspublizistischen Tätigkeit zu
rückblicken: 162 Veröffentlichungen
in wissenschaftlichen Zeitschriften, 30

Buchbeiträge und 123 Berichte über
Forschungsergebnisse und wissen
schaftliche Gutachten weisen seine
Kreativität und seinen Fleiß nach. Auf
wissenschaftlichen Tagungen und in
der Weiter und Fortbildung von
Zahnärzten und Zahntechnikern wur
den bisher 275 Vorträge gehalten. 
Die wissenschaftlichen Leistungen
von Prof. Welker wurden 1981 mit
dem WolfgangRosenthalPreis (Jah
resbestpreis der Gesellschaft für Sto
matologie) und 1990 mit der Verlei
hung der GerhardHenkelMedaille
der Gesellschaft für Prothetische Sto
matologie besonders anerkannt. 
Bei beruf lichem Aufstieg und großen
Leistungen ist Professor Welker stets
bescheiden geblieben. Er liebt nicht
große Auftritte, sondern eher leise Tö
ne; stellt stets die Sache, nie sich selbst
in den Mittelpunkt. Liebe zur Musik
und zur Natur kennzeichnen seine pri
vate Sphäre. Hausmusik mit Familie
und Freunden und ausgedehnte Berg
wanderungen mit Gleichgesinnten
sind für ihn Ausgleich und Kraftquell
zugleich. 
Die Zukunft wird mit strukturellen
und baulichen Veränderungen am
Jenaer Universitätsklinikum Möglich
keiten bieten, die Zahnärztliche Werk
stoffkunde und Materialwissenschaft
weiterhin auszubauen. Diesen Aufga
ben wird sich Professor Welker wie
derum mit Fleiß, Beharrlichkeit und
Sorgfalt stellen. 
Mitstreiter, Freunde, Kollegen und
Schüler wünschen ihm von Herzen
„ad multos annos“ weiterhin Gesund
heit, Glück und Erfolg!

Edwin Lenz 
Jena/Erfurt 
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Anliegen
Die Veränderungen in der demogra
phischen Situation Europas mit dem
deutlichen Anstieg älterer und alter
Menschen und dem daraus resultie
renden Mehrbedarf an medizinischer
und sozialer Betreuung einerseits so
wie der technische Fortschritt in allen
Bereichen der medizinischen Versor
gung andererseits lassen die Grenzen
der Finanzierbarkeit bestehender Ge
sundheitssysteme immer stärker er
kennen (Whitehouse 1995). Die zahn
medizinische Betreuung ist innerhalb
des Gesundheitswesens ein besonders
kostenintensiver Bereich. Die Über
windung dieses Problems ist ohne Ef
f izienzbeurteilungen im Gesundheits
wesen nicht möglich. Insbesondere
vor dem Hintergrund der europäi
schen Integration ist die Evaluierung
der in Europa unterschiedlich struktu
rierten zahnärztlichen Versorgungssy
steme zwingend notwendig geworden. 

Aus diesem Grunde wurde im Rah
men des EUProgrammes BIOMED 1
das Projekt „Efficiency in oral health
care; the evaluation of oral health sy
stems in Europe“ initiiert. In Zusam
menarbeit mit der Landeszahnärzte
kammer und der Kassenzahnärztli
chen Vereinigung Thürigen hat sich
Deutschland mit dem Bundesland
Thüringen neben Dänemark, Frank
reich, Großbritannien, Irland, Nieder
lande, Rumänien und Spanien an die
sem Projekt beteiligt. Die wissen
schaftliche Leitung auf deutscher Seite
wurde dem WHOKollaborationszen
trum „Prävention oraler Erkrankun
gen“ (WHOCC) in Erfurt übertragen.

Zielstellungen
Das allgemeine Ziel dieses Projektes
bestand in der Analyse des Einf lusses
der Versorgungssysteme auf die Mund
gesundheit. Spezielle Ziele waren die
-  Formulierung von Ergebnisvariab

len für die Mundgesundheit,
-  Bestimmung von Einf lußgrößen

aus dem zahnärztlichen Versor
gungssystem und dem Umfeld,

-  Methodenentwicklung zur Daten
erhebung,

-  Methodenentwicklung zur Ver
knüpfung von Einf lußgrößen mit
Ergebnisvariablen zur Identif izie
rung von Systemcharakteristika,
die eine gute Mundgesundheit er
möglichen.

 In Anlehnung an Evaluationsmodelle
aus der Wirtschaft, bei denen durch

die Produktion - als ein Prozeß unter
dem Einf luß von Mediatoren und be
stimmten Eingangsgrößen - ein Pro
dukt entsteht, wurde für dieses Projekt
von einem Expertengremium der be
teiligten Länder ein entsprechendes
Erklärungsmodell konzipiert (Abb. 1).

Methodik
Nach diesem Erklärungsmodell sah
das Studiendesign vor, aus jedem Teil
nehmerland bestimmte Hintergrund
informationen (Makrovariablen) wie
z. B. demographische Angaben, Zahn
arztdichte, Fluoridgehalt des Trink
wassers, Verfügbarkeit von f luoridier
tem Speisesalz, ProKopfVerbrauch
von Zahnpasten, die Höhe des Zuk
kerkonsums und Ernährungsgewohn
heiten zu erfassen, die Einf luß auf das

EUProjekt „Evaluation zahnärztlicher Versorgungssysteme in Europa“

Anliegen, Ziele, Methodik und ausgewählte Ergebnisse eines
multinationalen Projektes
Annerose Borutta

Keywords: Zahnärztliche Versorgungssysteme, Einflußvariablen, Betreuungsstrategie, Mundgesundheit

Abb. 1: Erklärungsmodell des EUProjektes
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zahnärztliche Versorgungssystem und
damit auf die orale Gesundheit neh
men. Hinzu kam die Beschreibung so
genannter Systemfaktoren, die Auf
schluß über den Inhalt und die Struk
tur des jeweiligen nationalen zahnärzt
lichen Versorgungssystems lieferten.
Die Fragebögen für die Makrovariab
len und Systemfaktoren wurden für
das Bundesland Thüringen von Vertre
tern der Zahnärztekammer und der
Kassenzahnärztlichen Vereinigung
ausgefüllt. 

Dem Studiendesign (Abb. 2) folgend,
wurden für die Mitwirkung an der Stu
die 20 Thüringer Zahnärzte zufällig
ausgewählt und gebeten, einen Zahn
arztfragebogen mit 13 Fragen auszu
füllen. Dieser enthielt, neben persönli
chen Tätigkeitsmerkmalen, Fragen
zum Austattungsgrad der Praxis, zur
Arbeitszeit, zum Hilfspersonal, zu spe
zifischen Arbeitsinhalten und zur Zu
friedenheit des Zahnarztes mit der
zahnärztlichen Tätigkeit als Einf luß
faktor auf seine Lebensqualität. Zu
sätzlich untersuchten diese 20 Zahn
ärzte je 10 ihrer Patienten in den Stan
dardaltersgruppen (AG) 20 bis 24 und
35 bis 44 Jahre nach vorgegebenen
Kriterien, die wesentliche und interna
tional vergleichbare Ergebnisvariablen
der Mundgesundheit darstellten. Dazu
zählten der Zahnstatus, differenziert
nach Anzahl kariesfreier Zähne, die
Anzahl gefüllter und kariöser Zähne
sowie das Vorhandensein von Brücken
und Prothesen. Die Bestimmung des
Parodontalstatus bezog sich auf die
Erfassung von pathologischen Ta
schen mit einer Tiefe von mehr als 6
mm. Hinzu kamen der Grund des ak
tuellen Zahnarztbesuches und das Da
tum des vorangegangenen Besuches.
Schließlich wurde vom Zahnarzt der
aktuelle Behandlungsbedarf nach be
stimmten Kategorien für die jeweiligen
Patienten erfaßt. 

Die untersuchten Patienten wurden
gebeten, einen Patientenfragebogen
mit 27 Fragen über ihren Sozialstatus,
ihre Selbsteinschätzung der Mundge
sundheit, zu ihrem Inanspruchnahme

verhalten, zum Gesundheitsverhalten
und zur Zufriedenheit mit ihrem
Zahnarzt zu beantworten. 
Zur Verif izierung der Antworten der
20 Zahnärzte und ihrer Patienten wur
den analoge Fragebögen an weitere 40
Zahnärzte und 200 randomisiert aus
gewählte Probanden der beiden ge
nannten AG versandt mit Bitte um
Ausfüllung und Rücksendung an das
WHOCC nach Erfurt. Die ausgefüll
ten Frage und Befundbögen wurden
dem „Oral Health Services Research
Centre“ der Universität Cork/Irland,
dem Hauptauftragnehmer des Projek
tes, überliefert. Dort erfolgten die Da
tenübertragung auf elektronische Da
tenträger und die Ergebnisauswertung.
Die Datenträger mit den nationalen
Primärdaten wurden den jeweiligen
Teilnehmerländern zur weiteren Aus
wertung nach landesspezifischen Kri
terien zur Verfügung gestellt. 
Aus dem zwischenzeitlich der Eu
ropäischen Kommission vorgelegten
Forschungsbericht (EU 1997) werden
die wesentlichen nationalen Ergebnis
se präsentiert. 

Ergebnisse
Sie basieren auf den Befunden von 15
Zahnärzten an 127 20-24 und 139

35-44jährigen deutschen Probanden
(Tab. 1). Bei der Auswertung des
Zahnarztfragebogens wurden alle voll
ständig ausgefüllten Fragebögen be
rücksichtigt. Die Ergebnisse des Pati
entenfragebogens entstammen den
Antworten der klinisch untersuchten
Patienten. Für den Datenvergleich
wurden in den Tabellen die Ergebnisse
aller Teilnehmerländer berücksichtigt.

Mundgesundheit
Im internationalen Vergleich haben
die jüngeren Probanden in Deutsch
land neben denen aus Dänemark und
Spanien die höchste Zahnzahl (29
Zähne). Dieses Ergebnis relativiert
sich allerdings durch die geringe An
zahl primär gesunder Zähne (18 Zäh
ne), die von allen Vergleichsländern
überschritten wurde. Als Merkmal ho
her Behandlungsintensität muß der
Anteil restaurierter Zähne betrachtet
werden, woraus andererseits eine ge
ringe Anzahl behandlungsbedürftiger
Zähne mit durchschnittlich 1,3 resul
tierte. Nur wenig mehr als die Hälfte
aller 20 bis 24jährigen Probanden
hatte 18 und mehr naturgesunde Zäh
ne, während dieser Anteil in Däne
mark 86 % und in Spanien 88 % be
trug (Tab. 2).

Abb. 2: Flußdiagramm über den methodischen Ablauf des EUProjektes
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Im mittleren Lebensalter wurde eine
durchschnittliche Zahnzahl von 24,1
registriert, das ungünstigste Ergebnis
im multinationalen Vergleich. Dabei
waren 13,2 Zähne gefüllt und 1,6 Zäh
ne aus Kariesgründen behandlungsbe
dürftig. Lediglich 12 % der Patienten
in dieser Altergruppe hatten noch
wenigstens 18 naturgesunde Zähne
(Tab. 3). 
Der Prothetikstatus zeigte für die deut
schen Probanden der jüngeren AG ei
nen verhältnismäßig hohen Anteil von
Kronen (20 %), der nur noch von
Frankreich überschritten wurde. Im
mittleren Alter imponierte, daß ein
Drittel aller Probanden mit Brücken
versorgt war (Tab. 4).

Ergebnisse aus dem Patientenfrage
bogen
Überwiegend positiv beurteilten die
Patienten ihre eigene Mundgesundheit
und waren mit dem Erscheinungsbild
ihres Gebisses zufrieden (Tab. 5). Die

Tab. 1:
Anzahl der Zahnärzte und
untersuchten Patienten

Tab. 2:  Orale Befundung
Durchschnittliche Anzahl natürlicher, kariesfreier, restaurierter
 und kariöser Zähne der Altersgruppe 20  24 Jahre
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Tab. 4:  Orale Befundung
 Prothetik und Parodontalstatus (CPITN 3 oder 4)

Tab. 3:  Orale Befundung
Durchschnittliche Anzahl natürlicher, kariesfreier, restaurierter  und kariöser Zähne der Altersgruppe 
 (AG) 35  44 Jahre
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Tab. 6:  Grund für gegenwärtigen Zahnarztbesuch

Tab. 5:  Patientenfragebogen
 Einschätzung über das Erscheinungsbild der eigenen Zähne         
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Inanspruchnahme zahnärztlicher
Dienste während der letzten zwei Jah
re vor dem Interwiev war hoch
(98 %), wobei der Grund für die mei
sten Patienten eine vorbeugende (AG
20 - 24 Jahre) bzw. eine laufende Be
handlung (AG 35 - 44 Jahre) war
(Tab. 6). Mehrheitlich wurde eine ho
he Zufriedenheit über die Fachkompe

tenz des Zahnarztes geäußert. Aller
dings vertraten 64 % der jüngeren und
61 % der älteren Probanden die Mei
nung, der Zahnarzt würde die Behand
lung gegenüber einer vorbeugenden
Beratung vorziehen (Tab. 7). Ca. die
Hälfte der Befragten hatten ein Wis
sensdefizit über die zahnärztlichen
Versorgungs und administrativen

Strukturen und wußten nicht, wie ihre
Rechte innerhalb dieses Systems ge
schützt sind. Knapp zwei Drittel der
Befragten waren mit den zu erbringen
den finanziellen Leistungen zufrieden
(Tab. 8).

Tab. 7:  Patientenfragebogen
 Zahnärzte bevorzugen stärker die Behandlung an Stelle der Aufklärung über Erkrankungsvorbeugung

Tab. 8:  Patientenfragebogen
 Zufriedenheit mit der finanziellen Belastung für zahnärztliche Leistungen
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Ergebnisse der Zahnarztbefragung
Aus ihnen  ließ sich ein deutlich gerin
gerer Grad an Zufriedenheit ableiten.
Im internationalen Vergleich bestätig
ten die deutschen Zahnärzte (45,8
Stunden) neben den spanischen (46,9
Stunden) und niederländischen Zahn
ärzten (46,8 Stunden) die längste Wo
chenarbeitszeit (Tab. 9). Dabei lagen
zahnerhaltende Maßnahmen und pro
thetische Leistungen im Vordergrund,
12 % der Tätigkeit galt der Prävention
(Tab. 10). Lediglich 17 % der deut
schen Zahnärzte äußerten sich zufrie
den mit den Möglichkeiten des Kas
senangebotes auf dem Gebiet der prä
ventiven Zahnheilkunde. In Däne
mark betrug dieser Anteil 73 % und in
Irland 2 %, die übrigen Länderanteile
lagen dazwischen. Kein Zahnarzt war
mit der Bezahlung für präventive Maß
nahmen sehr zufrieden, 70 % waren
unzufrieden (Tab. 11). Ebenso waren
knapp 60 % der Befragten mit dem ge

Tab. 10:  Zahnarztfragebogen
  Durchschnittliche Arbeitszeitaufwendung für verschiedene Behandlungen

Tab. 9:  Zahnarztfragebogen
 Durchschnittliche Arbeitszeit pro Woche
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samten kassenzahnärztlichen Lei
stungsangebot unzufrieden (Tab. 12).
Dieses Niveau wurde lediglich von den
französischen Zahnärzten übertroffen
(75 %).

Diskussion
Die Ergebnisse zur Mundgesundheit
sind nicht ohne weiteres vergleichbar
mit anderen nationalen Daten, da im
vorliegenden Projekt lediglich einige
wenige, aber aussagekräftige Parame
ter erhoben wurden. Zum anderen gibt
es keine aktuellen Ergebnisse über die
Mundgesundheit bei 20 bis 24jähri
gen Deutschen aus dem Thüringer
Raum. Zumindest für die 35 bis
44jährigen liegen Vergleichswerte vor,
aus denen abgeleitet werden kann, daß
sowohl die Gesamtzahl der Zähne (24
Zähne) als auch der geringe Anteil zu
behandelnder Zähne (DT=1,6) mit
den vorgelegten Ergebnissen überein
stimmen (Waurick et al. 1985, IDZ
1993, Borutta et al. 1995, Borutta et
al. 1996, Schreiber et al. 1998). Damit
können die oralen Ergebnisse der AG
35 bis 44 Jahre als repräsentativ für
das Bundesland Thüringen angesehen
werden. 
Gemessen an den Resultaten von 1981
konnte die prothetische Versorgung
qualitativ und quantitativ erheblich
verbessert werden. Dies zeigt sich vor
allem am Anteil der Probanden mit
festsitzendem Ersatz. Während 1981
knapp 16 % der Untersuchten mit
Brücken versorgt waren (Künzel et al.
1985a), hat sich dieser Anteil nach
den vorgelegten Ergebnissen mehr als
verdoppelt. Die Ergebnisse zeigen
aber auch, daß sich seit 1981 die
Mundgesundheit Erwachsener nur un
wesentlich verändert hat und das da
mals formulierte Anliegen nach einer
stärkeren präventiven Ausrichtung
(Künzel et al. 1985b) bislang nur unge
nügend umgesetzt wurde, legt man die
Anzahl gesunder kariesfreier Zähne
zugrunde. 
Die Einschätzungen der Patienten
über die zahnärztliche Versorgung und
ihre Zufriedenheit mit ihrer Zahn

ästhetik war überaus positiv, ebenso
konnte eine hohe Inanspruchnahme
der neuen zahnärztlichen Versor
gungsstrukturen nachgewiesen wer
den. Analoge Aussagen erbrachten
auch die Ergebnisse der Befragungen
35- bis 44jähriger im Rahmen der
WHOinitiierten „International Colla
borative Study of Oral Health Outco
mes“ (ICSII), an der sich Deutsch

Tab. 11:  Zahnarztfragebogen
 Zufriedenheit mit Bezahlung für präventive Leistungen

Tab. 12:  Zahnarztfragebogen
 Zufriedenheit mit dem kassenzahnärztlichen Leistungsangebot

land mit dem Bundesland Thüringen
1991 beteiligte (Borutta et al. 1995) so
wie die Resultate einer 1995 durchge
führten Wiederholungsstudie in
Thüringen (Schreiber et al. 1998). Zu
sammenfassend kann festgestellt wer
den, daß sich der orale Gesundheitszu
stand unter den deutschen Probanden
zwar durch eine hohe Anzahl natürli
cher Zähne auszeichnete, aber im Ver
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gleich zu anderen Ländern die Zahl
der naturgesunden Zähne als Aus
druck einer effektiven Prävention eher
gering ist. Das Leistungsspektrum
Thüringer Zahnärzte konzentriert sich
nach wie vor auf kurative und rehabili
tative Betreuung, weniger auf präventi
ve. Da sich aus beiden Fragebögen
(Patient und Zahnarzt) und aus dem
objektiven oralen Gesundheitszustand
Defizite hinsichtlich Gesundheitser
ziehung und präventiver Betreuung er
gaben, ist zur künftigen Effizienzstei
gerung des nationalen zahnärztlichen
Versorgungssystems die präventive
Orientierung, die zwischenzeitlich bei
der kinderzahnärztlichen Betreuung
fokussiert wird, auch bei den Erwach
senen stärker zu berücksichtigen. 

Literatur
1.  Borutta, A., Künzel, W. , Larsen, R.:

The study of Oral Health Outcomes.
The 1991 German section of the
WHO Second International Colabo
rative Study (ICSII report 1995).
WHO Collaboration Centre for Pre
vention of Oral Diseases, Dental
School of Erfurt, FriedrichSchiller
University of Jena, Erfurt 1995. 

2.  Borutta, A., Schreiber, A., Brocker,
M.: Einschätzung der Lebensqua
lität in Abhängigkeit vom oralen
Gesundheitszustand, von persönli
chen Wahrnehmungen und dem
Gesundheitsverhalten. Acta Med
Dent Helv 1 (1996) 201-209.

3.  Europäische Union: Efficiency in
Oral Health Care. The Evaluation
of Oral Health Systems in Europe.
BIOMED 1 Final report, 1997

4.  IDZ: Mundgesundheitszustand
und verhalten in Ostdeutschland.
Ergebnisse des IDZErgänzungs
survey 1992. Deutscher ÄrzteVer
lag Köln 1993. 

5.  Künzel, W., Waurick, M., Borutta,
A.: Internationaler Vergleich des
oralen Gesundheitszustandes aus
gewählter Probandengruppen. Sto
matol. DDR 35 (1985a) 81-94.

6.  Künzel, W., Diettrich, H.P., Borutta,
A., Waurick, M.: Empfehlungen zur
perspektivischen Konzipierung der
zahnärztlichen Betreuungsstrate
gie. Stomatol. DDR 35 (1985b)
101-112.

7.  Schreiber, A., Borutta, A., Brocker,
M.: Mundgesundheit, Einstellun
gen und Verhalten im Erwachse
nenenalter. In: Stößer, L. (Hrsg.)
Kariesdynamik und Kariesrisiko.
QuintessenzVerl. Berlin 1998.

8.  Waurick, M., Borutta, A., Künzel,
W.: Oraler Gesundheitszustand
ausgewählter Probandengruppen.
Stomatol DDR 35 (1985) 71-81.

8.  Whitehouse, N.H.: The politics of
oral health care in Europe. Dent.
Echo 65 (1995) 62 - 68.

Autorenadresse:
Prof. Dr. med. habil.
Annerose Borutta
FriedrichSchillerUniversität Jena
WHOKollaborationszentrum
„Prävention oraler Erkrankungen“
Erfurt
Nordhäuser Str. 78
99089 Erfurt 

7. Beiratssitzung der
Deutschen Gesellschaft
für Ernährung e. V.,
Sektion Thüringen
Am 15. April 1993 wurde in Jena die
11. Sektion der Deutschen Gesell
schaft für Ernährung (DGE) e. V. –
Sektion Thüringen gegründet. Ziel der
Arbeit der DGE ist es, in multiinstitu
tioneller Zusammenarbeit Aufklärung
und Beratung für eine gesundheitsför
dernde Ernährung durchzuführen und
durch umfangreiche Maßnahmen das
Ernährungsverhalten der Bevölkerung
zu optimieren, um damit den Verbrau
cher zur Steigerung seiner Lebensqua
lität zu sensibilisieren. Der Schwer
punkt liegt auf der Umsetzung der wis
senschaftlich gesicherten Erkenntnisse
in die Praxis.

Der Beirat setzt sich im wesentlichen
aus Mitarbeitern des Institutes für
Ernährungswissenschaften der Fried
richSchillerUniversität Jena, der Lan
deszahnärztekammer, dem Zentrum
Zahn, Mund und Kieferkrankheiten
der Medizinischen Fakultät an der
FriedrichSchillerUniversität Jena
und Ernährungsberaterinnen zusam
men. Aus dieser Zusammenarbeit re
sultiert u.a. das Projekt „Ernährung,
Umwelt und Zahngesundheit in Kin
dertagesstätten“. Zielgruppen dabei
sind Kinder im Alter zwischen drei
und sechs Jahren, die auf kindgerechte
Weise mit den Inhalten einer gesunden
Ernährung, eines positiven Umweltbe
wußtseins und der Zahngesundheit
vertraut gemacht werden sollen.

Es ist schon zur Tradition geworden,
in ernährungsbezogenen Institutionen
die jährlichen Sitzungen durchzufüh

ren. So fanden vorangegangene Bera
tungen z. B. im Ökobetrieb Rhöhnhö
fe in Kaltensundheim und in der ABLI
GmbH in Heichelheim statt. In die
sem Jahr traf sich der Beirat am 28.
Mai 1999 zu seiner Jahreshauptver
sammlung in der Milchwerke Thürin
gen GmbH, Erfurt. Der Beirat hatte
Gelegenheit zu einer Betriebsbesichti
gung unter Leitung des stellvertreten
den Geschäftsführers, Herrn Dr.
Groß. Im Anschluß daran referierte
Frau Krüger (Milchwerke Thüringen
GmbH, Erfurt) über die Entwicklung
und Vermarktung des neuen Produk
tes „Crèmidee“. In der anschließenden
Beratung des Beirates wurde über
künftige Arbeitsstrategien der Sektion
diskutiert.

Prof. Dr. A. Borutta
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Die Gesellschaft für Implantologie
wollte den Standard für die Planung
von implantologischen Maßnahmen
definieren. Gegenüber stehen sich fas
zinierende technische Möglichkeiten
und andererseits das Problem, daß
hierdurch die implantologische Be
handlung noch aufwendiger und ko
stenintensiver wird. Inwieweit der Ein
satz von Innovationen dazu beiträgt,
die Erfolgssicherheit zu steigern, war
zu hinterfragen.
JOOS hat in seinem Einführungsvor
trag auf Wesentliches verwiesen:
Standards müssen in Bezug gesetzt
werden zur Ausgangssituation, die vier
Schwierigkeitsgrade aufweist: 
1.  Verlust nur eines Zahnes
2.  Zusätzliche knöcherne Defekte des

Alveolarfortsatzes
3.  Zusätzliche Defekte des Weichge

webes und schließlich
4.  Komplexe Defekte
Im Vordergrund der Tagung standen
acht Special lectures:
MEREDITH aus Leeds stellte Studien
zur Implantatstabilität vor. Er begrün
dete die Resonanzfrequenzanalyse
und stellte bislang erzielte Ergebnisse
vor. Das nichtinvasive Verfahren er
laubt, Einf lüsse unterschiedlicher Fak
toren auf die Implantatstabilität im
Zeitverlauf zu analysieren. Bestimmt
wird die Steif igkeit des Implantates,
die aus den Komponenten Implantat
bestandteile, ImplantatKnochenver
bund und Knochensteif igkeit besteht.
Im Zeitverlauf vermindert sich zu
nächst der Ausgangswert, um dann
anzusteigen. Ein Trend zum Mißerfolg
ist bereits frühzeitig erkennbar. Das
Verfahren ist noch zu aufwendig für
die Routinepraxis. Fragen zur Dauer
der Einheilzeit und zum individuellen
Zeitpunkt der Belastung könnten aber
beantwortet werden.
KLEINHEINZ diskutierte den Ein
satz der Computertomographie in der
präimplantologischen Diagnostik. Er

stellte die höhere Meßgenauigkeit ge
genüber dem OPT dar. Aussagen zur
Knochenqualität seien fragwürdig. In
60 % sei der Verlauf des N. alveolaris
inferior erkennbar. Der Zuwachs an
diagnostischem Wert muß für Routi
nefälle in Frage gestellt werden. 
EKESTUBBE analysierte Tomogra
phietechniken (SCANORA). Sie stell
te Besonderheiten und Vorzüge dieses
Verfahrens für unterschiedliche Kie
ferregionen auch im Vergleich zum
CT dar. Für das Spiraltomogramm
sprechen höhere Auf lösung und gerin
gere Strahlenbelastung.
HASSFELD analysierte Navigations
verfahren und Robotiksysteme. Er ver
mittelte einen Einblick in die Vielfalt
der Probleme in Zusammenhang mit
diesen intraoperativen Hilfsmitteln.
Daß mehrere Koordinatensysteme
miteinander verknüpft werden müs
sen, läßt den immensen rechentechni
schen Aufwand – aber auch die Fehler
möglichkeiten – erahnen. Im Prinzip
ist ein Einsatz in der Implantologie
denkbar. Allerdings ist die Abwei
chung zwischen System und Realität
noch hoch.
SCHMIDT sprach zu Strahlenbela
stung und Dosismessung beim CT.
Das moderne SpiralCT hat die Strah
lenbelastung verringert. Die Detailer
kennbarkeit muß aber immer durch ei
ne erhöhte Dosis erkauft werden.
Durch Modifikation (Lagerung, Dar
stellung nur der bedeutsamen Regio
nen, Filterung, Modulationen des
Röhrenstromes) sind weitere Reduk
tionen erkennbar.
ACKERMANN stellte diagnostische
Standards in der Praxis im Feld zwi
schen Wunsch und Wirklichkeit dar.
Er diskutierte den gesamten Ablauf
der Diagnostik beginnend mit der
Anamnese und endend mit der Rönt
gendiagnostik inklusive Simulations
programmen sowohl hinsichtlich der
Wertigkeit als auch hinsichtlich der
Kosten. An Einzelbeispielen demon

strierte er Situationen mit minimalem
Planungsaufwand und er zeigte Fälle,
in denen das gesamte Spektrum der
diagnostischen Möglichkeiten erfor
derlich wurde. 
UHL stellte eine Jahresstatistik aus
sechs Praxen vor. Für 2346 Implantate
bei 750 Patienten erfolgte in nur 2 %
eine CTAnalyse, in 5 % ein Fernrönt
gen, in 94 % ein OPT (davon ca. zur
Hälfte mit Meßkugel), in 7 % ein
Zahnfilm.
GOMEZROMAN referierte zu dia
gnostischen Standards in der Nach
sorge, wozu parodontologische Indi
zes, der Periotest und Röntgenkontrol
len durch Zahnfilm gehören. Schwel
lenwerte (Taschentiefe und röntgeno
logischer Knochenabbau über 4 mm)
bestimmen, wann mit einer Therapie
begonnen werden sollte.
HANISCH sprach zur präoperativen
Diagnostik aus prothetischer Sicht.
Neben vielen bereits erwähnten Fakto
ren wurden Alter, Lachlinie, Gesichts
profil, Lippenstütze, Papille, vor allem
aber Kieferrelation und Parafunktio
nen in die Entscheidungsfindung für
den prothetischen Lösungsweg und
die Anzahl der Implantate einbezo
gen. 
Die referierten Special lectures wur
den umrahmt von 27 Kurzvorträgen.
Es wurden vorgestellt: Das FRIA
COMCTModul, der Volumentomo
graph New tome, die Tomographen
Oralix multiscan und COMCCAT, Im
plantatfinder, Einsatzmöglichkeiten
von Navigationssystemen, CTAus
wertungssysteme auch für den extra
oralen Einsatz und die Vorplanung am
3D Fräsmodell.
Es wurde die Verläßlichkeit der Me
thoden analysiert. Sie schwanken je
nach Methode und Kiefer und können
beim unbezahnten Kiefer erhebliche
Auswirkungen nach sich ziehen. 
SOLAR erreichte mit seinem Naviga
tionssystem deren Reduktion auf nur
0,8 bis 1,4 mm. 

Impressionen von der Frühjahrstagung der Deutschen Gesell
schaft für Implantologie am 18. bis 20. März 1999 in Münster
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HAPPE zeigte anhand von 1692 Fäl
len, daß für die Planung von Entnah
men von Blocktransplantaten aus dem
Unterkiefer OPT und Palpation genü
gen, da nur in 7 % Komplikationen
auftraten. 
Diese beiden Vorträge wurden mit Ta
gungspreisen ausgezeichnet. 
Freie Vorträge waren weit gefächert:
Es wurde gezeigt ein höherer Kno
chenImplantatkontakt nach Kno
chenkondensation, fast identische Er
gebnisse nach Sinuslift mit BIO OSS
mit Venenblut oder zusätzlich Kno
chen, Erfahrungen mit extrem schma
len Implantaten und in der KFOThe
rapie, daß im extrem atrophischen
Oberkiefer durch OnlayOsteoplastik

ein Implantationserfolg in 72 % mög
lich ist, wobei die sekundäre Implanta
tion günstigere Ergebnisse bringt.
KERSCHBAUM analysierte Daten
der DKV zu 1646 Implantationen: Be
vorzugt werden versorgt Freiendlük
ken und unbezahnte Kiefer, im Trend
ansteigend sind Begleitleistungen für
Augmentationen.
Der Anteil an Implantaten in den neu
en Bundesländern liegt nur bei 1 %.
Die gelungene Tagung zeigte einerseits
den wissenschaftlichen und techni
schen Höchststand und andererseits
die reale Einsatzhäufigkeit hierfür auf
dem Gebiet der bildgebenden Diagno
stik. Wie eingangs angedeutet, wird
man gut daran tun, zukünftig klar zu

beschreiben, über welchen Schwere
grad von Defekten man spricht. An
dernfalls gerät die Implantologie in die
Gefahr von Überdiagnostik und Über
therapie. Eine Gefahr, die sich in zu
nehmenden Zahlen für Begleitleistun
gen bei Abrechnungen für Implantate
bereits andeutet. Dabei ist die Implan
tatinsertion in der überwiegenden
Mehrzahl der Fälle eine einfache und
erfolgssichere Angelegenheit.
Wir sind gespannt, wie im November
99 in Leipzig die Probleme der Im
plantatprothetik dargestellt werden.

L. Tischendorf (Halle/Saale)

Wir gratulieren!
Im Monat Juli
zum 82. Geburtstag  Herrn SR Arnold Wiedemann
am 28.7.  Neue Straße 13, 99330 Gräfenroda

zum 76. Geburtstag  Herrn SR Adolf Mett
am 14.7.  Kantstraße 7, 99425 Weimar

zum 74. Geburtstag  Herrn SR Dr. med. dent. Siegfried Sarau
am 24.7.  Schnepfenthaler Straße 18, 99880 Waltershausen

zum 74. Geburtstag  Herrn Dr. med. dent. Bodo Gebhardt
am 27.7.  Deegenstraße 3, 07586 Bad Köstritz

zum 73. Geburtstag  Herrn SR Dr. Günter Strobelt
am 6.7.  Am Aschepöhl 6, 07973 Greiz

zum 73. Geburtstag  Herrn Dr. Dr. med. Gerd Schneider
am 16.7.  Südstraße 12, 99195 Stotternheim

zum 73. Geburtstag  Herrn SR Erich Gwiasda
am 21.7.  Danielstraße 5, 99752 Bleicherode

zum 71. Geburtstag  Herrn SR Wilfried Spangenberg
am 30.7.  Pachelbelstraße 18 a, 99096 Erfurt

zum 70. Geburtstag  Herrn Dr. med. dent. Gerold Schmidt
am 3.7.  Zelterweg 1, 99425 Weimar

zum 65. Geburtstag  Frau Dr. med. Ingeborg Pothe
am 4.7.  Hochheimer Straße 48, 99094 Erfurt

zum 65. Geburtstag  Frau Ingeborg Höhn
am 23.7.  Schloßstraße 27 b, 07407 Rudolstadt

zum 65. Geburtstag  Herrn Dr. med. dent. Walter Granzow
am 28.7.  Zwickauer Straße 7, 04639 Gößnitz

zum 60. Geburtstag  Herrn Prof. Dr. Dr. med. habil. Dieter Schumann
am 3.7.  Karl-Rothe-Straße 16, 07749 Jena

zum 60. Geburtstag  Herrn Dr. med. dent. Jörg Harzbecker
am 18.7.  Wanfrieder Straße 195, 99974 Mühlhausen

zum 60. Geburtstag  Herrn Dr. med. dent. Gerhard Wohlrab
am 19.7.  Boyneburgufer 10, 99089 Erfurt

zum 60. Geburtstag  Frau Renate Schmalfuß
am 20.7.  Weißenseer Straße 3, 99610 Sömmerda

zum 60. Geburtstag  Herrn Dr. med. dent. Klaus Mayland
am 23.7.  Gorkistraße 15, 99084 Erfurt

zum 60. Geburtstag  Herrn Hartmut Böttger
am 26.7.  Sonneberger Straße 71, 98739 Lichte

zum 60. Geburtstag  Herrn Prof. Dr. med. dent. habil. Dieter Welker
am 30.7.  Tatzendpromenade 30, 07745 Jena

zum 60. Geburtstag  Herrn MR Dr. med. dent. Peter Herrmann
am 31.7.  Neue Straße 4, 37339 Worbis

im Monat August
zum 93. Geburtstag  Herrn SR Dr. med. dent. Curt Rodegast
am 13.8.  Hochheimer Straße 17, 99094 Erfurt

zum 84. Geburtstag  Herrn SR Rolf Richter
am 19.8.  Elxlebener Weg 19, 99310 Arnstadt

zum 73. Geburtstag  Frau Erika Richter
am 3.8.  Saalgärten 4, 07407 Rudolstadt

zum 72. Geburtstag  Herrn SR Wolfgang Schneider
am 3.8.  Johann-Riedel-Straße 2 1/3

zum 72. Geburtstag  Herrn Dr. med. dent. Horst Wagner
am 21.8.  Mosbacher Straße 11 a, 99848 Wutha-Farnroda

zum 70. Geburtstag  Herrn Dr. Dr. med. Ernst Kappauf
am 2.8.  Flurscheide 111, 99826 Frankenroda

zum 70. Geburtstag  Herrn Dr. med. dent. Günter Presser
am 2.8.  Friedrich-Engels-Straße 6, 36433 Bad Salzungen

zum 70. Geburtstag  Frau Dr. med. dent. Annedore Stendel
am 3.8.  Geraer Straße 20, 99099 Erfurt
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Zu einem Forum der Befür
worter der Gesundheitsstruk
turreform 2000 hatten als
Veranstalter der Gesundheits
politischen Tagung in Leipzig
die Landesverbände Sachsen
und Thüringen von Bündnis
90/ Die Grünen eingeladen.
Rednerliste und Gäste, unter
ihnen recht wenige Vertreter
des Ärztelagers, ließen darauf
schließen, daß die Zusam
menkunft in der Stadtbiblio
thek Leipzig nicht von den
gewohnten Diskussionen der
Ärzte und Zahnärzteschaft
überschattet werden sollte.
Als standespolitische Vertreter
aus Thüringen waren -
allerdings ohne Rederecht -
Dr. Andreas Wagner und
Gottfried Wolf eingeladen.
So wirkte auch die angereiste
grüne Prominenz heiter und
entspannt und hatte sich mit
ihrem Erscheinen im Schlab
berlook dem überwiegend
grünen Publikum angepaßt.

Mit Bundesministerin Andrea Fischer,
Gunda Röstel, Dr. Ellis Huber und
Hans Günter Verhees (AOK Sachsen)
traten absolute Befürworter der Re
formvorhaben auf, welche deren Vor
züge im Chor priesen – abgesehen von
einigen kleineren Seitenhieben zwi
schen Ministerin und AOKVertreter.
Dieter Blaskiewitz, Vorsitzender der
Sächsischen Krankenhausgesellschaft,
brachte die kritischeren Töne ein und
hinterfragte als Praktiker realitätsnah
einige der Vortragspunkte.
Gunda Röstel stellte in ihrem Gruß
wort die Adressaten der Gesundheits

reform klar heraus. Sie bezeichnete
die beabsichtigten Reformen wörtlich
als „Punkt, wo Schluß gemacht wurde
mit dem Rumwurschteln der alten
Westrepublik“.

Vieles an der Strukturreform, so Rö
stel, sei nicht neu im Osten, im Gegen
teil: Dinge, die sich strukturell bewährt
hätten, kämen aus dem Osten. Wenn
gleich sie ihrem Publikum nähere Er
klärungen vorenthielt, kann wohl da
von ausgegangen werden, daß Frau
Röstel zu den Befürwortern eines Poli
klinikmodells gehört. 

Für die derzeitige Medienkampagne
der Mediziner zeigte sie keinerlei Ver
ständnis. Sie beklagte, daß die Ärzte
schaft, nur weil sie zu „den Reichen“
zähle, in der Lage sei, eine Medienprä
senz herzustellen. „Die Medien dürfen
nicht vom großen Geld gesteuert wer
den.“ Sollte es nach Frau Röstel ge
hen, stünden uns wohl noch mehr ein
schneidende Reformen bevor.

Bundesministerin Andrea Fischer
warb in ihrer Rede - wie nicht anders

erwartet - für ihre Reform und „ver
kaufte“ sie unter dem Motto „So
schlimm wird es doch gar nicht, wir
wollen doch nur das Beste für alle.“
Das „Wie“ beschränkte sich leider viel
zu oft auf nebulöse Theorie. Wenn
man die Widersprüche zwischen dem,

Gesundheitspolitische Tagung in Leipzig vertiefte Erkenntnis:

Mediziner müssen sich wehren

Christian Kling, HansGünter Verhees, Andrea Fischer, Dr. Ellis Huber und
Dieter Blaskiewitz (von li. nach re.)

Gunda Röstel
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was als Ziel ausgegeben wird und den
praktischen Umsetzungsmöglichkei
ten betrachtet, drängt sich dem Zuhö
rer die Vermutung auf, daß Frau Fi
scher nicht preisgibt, was mit der Re
form tatsächlich geplant ist. Ein
grober Schnitzer, nämlich die Behaup
tung der Gesundheitsministerin, die
Medienkampagne der Ärzteschaft
würde mit den Geldern der Versicher
ten finanziert, wurde zwar nur von den
wenigen Ärzten im Publikum regi
striert, zeugt jedoch von der Grund
einstellung der Ministerin. 
Einer Aussage Andrea Fischers konn
ten allerdings auch die anwesenden
Mediziner  zustimmen: „Meine Berli
ner Erfahrung lehrt mich, daß die Po
litik nicht immer eine rationale Ent
scheidungsinstanz ist.“
Dieter Blaskiewitz fand als Vorsitzen
der der Sächsischen Krankenhausge
sellschaft kritische Worte für die Über
zeugung der Politiker, sie seien diejeni
gen, welche als einzige die Gesund
heitspolitik richtig kommentieren und
interpretieren könnten, wozu die Lei
stungsträger als Lobbyisten nicht in
der Lage seien. „Sie verwenden für Ih
re Arbeit doch auch Steuermittel“ wi

dersetzte er sich dem seitens der Ge
sundheitspolitiker nur allzugern wie
derholten Vorwurf, verschwenderisch
mit dem Geld der Versicherten umzu
gehen. In seinem sehr sachlich formu
lierten Vortrag setzte Blaskiewitz sich
für einen Dialog mit der Politik ein,
ohne jedoch herbe Kritikpunkte an
der Reform aus der Sicht der Kran
kenhäuser auszulassen.

Dr. Ellis Huber, einer der Berater der
Gesundheitsministerin, forderte die
Ärzteschaft auf, sich die Frage zu be
antworten, wem das Gesundheitswe
sen gehöre, dem Kapital oder dem Ge
meinwohl. Huber weiter: „Sie müssen
sich dazwischen entscheiden. Ent
scheiden Sie sich für das Kapital, hat
die Politik Sie zu entmachten. Sie ha
ben als Ärzte für das Gemeinwohl tä
tig zu sein.“
Ein Kommentar einer solch unglaubli
chen Ideologisierung des Gesund
heitswesens erübrigt sich.
Spannung besonderer Art brachte
Hans Günter Verhees, Geschäftsfüh
rer der AOK Sachsen, mit seinem öf
fenlichen Philosophieren über „Macht
und Verantwortung der Krankenkas
sen“. Über lange Zeit, während er ge
konnt über Europa, die Globalisie
rung, den Wachstumsmarkt Gesund
heitswesen referierte, seine Rede mit
Zitaten nur so würzte und an bildli
chen Beispielen nicht sparte, fragte
man sich „Wo will er eigentlich hin?“
Der zahnärztliche Zuhörer war fast
schon erleichtert, als Verhees endlich
die Katze aus dem Sack ließ: Die
Krankenkassen seien wie keine andere
Institution geeignet, als Anlaufstelle
für die Patienten deren Lotsenfunkti
on zu übernehmen. 
Indem sie in das Boot der Gesund
heitsministerin klettern, versuchen sie
somit, ein großes Stück des Kuchens
für sich zu ergattern. 
Fazit: Das eigentliche Ziel der Konfe
renz, spezielle ostdeutsche Probleme
der Gesundheitspolitik aufzugreifen,
war nicht mehr als eine unrealistische
Wunschvorstellung. Abermals trat die
Alibifunktion derartiger Veranstaltun
gen deutlich zutage. Was nützt es,
wenn die Ministerin zwar ins Ge
spräch kommt, für Kritik jedoch abso
lut nicht aufnahmefähig ist, sondern
jedes kritische Wort lediglich als An
griff betrachtet und abwehrt!

Ch. Hentschel

Fotos: Hentschel

Bundesministerin Andrea Fischer
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len. Die Frau Ministerin begann dann
auch ihr Statement mit Schwung, Hu
mor und Elan und wurde nicht müde,
dem Auditorium die Verantwortung
für die Solidargemeinschaft und die
leeren Kassen der Krankenkassen be
wußt zu machen. 

Da es die Höf lichkeit gebietet, Refe
renten zunächst einmal vortragen zu
lassen und später erst kritisch zu hin
terfragen, verhielt sich das Auditorium
still, so daß die Bundesministerin, die
dies offenbar für Zustimmung hielt, ih
ren Vortrag vor Freude darüber
scheinbar nicht enden lassen wollte. 
Obwohl Andrea Fischer während der
einzelnen Diskussionsbeiträge viel no
tiert hatte, speiste sie die Fragesteller
mit lapidaren Antworten ab.

Trotz PolemikVerzichts Annäherung nicht möglich

Bundesgesundheitsministerin Andrea Fischer
vor Ärzten in Weimar
Am 03. Juni 99 fand in der Cafeteria des Sophien
und Hufelandklinikums in Weimar eine Podi
umsdiskussion mit Frau Bundesgesundheitsmini
sterin Fischer und Vertretern der Krankenhausge
sellschaft, der KV Thüringen, des Verbandes der
Krankenhausdirektoren und Vertretern der Kran
kenhausärzte statt.

Außerdem waren interessierte Kollegen aus dem
Land Thüringen zur Veranstaltung zugelassen.
Natürlich nahmen auch Vertreter der zahnärztli
chen Standesvertretung teil, welche jedoch nicht
im Podium, sondern im Auditorium Platz neh
men mußten, da eine Meinungsäußerung dieser
Berufsgruppe wohl eher nicht erwünscht schien.

Neben Bundesgesundheitsministe
rin Andrea Fischer saßen im Podi
um:
Dr. med. habil. Manfred Eckstein,
stellvertretender Landesvorsitzen
der des Verbandes Leitender Kran
kenhausärzte e. V., Dr. Thomas
Schöter, zweiter Vorsitzender der
KVTh, Michael Lorenz, Geschäfts
führer der Landeskrankenhaus
gesellschaft Thüringen e. V., Georg
Hunger, Vorsitzender des Verban
des der Krankenhausdirektoren
Thüringen und Rolf Schnurr, Ge
schäftsführer des Sophien und Hu
felandklinikums Weimar. 

„Lassen Sie uns mit offenem Visier ge
radeaus diskutieren. Das finde ich bes
ser, als über mich geredet und ge
schrieben zu sehen.“ 
Diese Bitte wollte die Ärzte und
Zahnärzteschaft Bundesgesundheits
ministerin Andrea Fischer gerne erfül
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Während Sätze wie: „Ich wundere
mich, warum die Welt im Gesund
heitswesen immer solange in Ordnung
ist, bis ich da Hand anlege“ im Publi
kum noch für eine gewisse Heiterkeit
sorgten, verging den Zuhörern der Hu
mor bei Aussagen wie: Die Ärzte
schaft müsse in Zukunft darüber nach
denken und abwägen, ob eine 85jähri
ge Frau noch eine Herztransplantation
oder Hüftgelenksoperation benötige
oder nicht.

Die Weichenstellung und Zielsetzung
der neuen Gesundheitspolitik in
Deutschland konnten deutlicher nicht
zum Ausdruck gebracht werden. Der
artige Worte aus dem Munde der Ge
sundheitsministerin unseres Landes
lassen schwere Zeiten für ältere Bürger
und chronisch Kranke erwarten. Viel
leicht sollte die Ärzteschaft dann im
Einzelfall die Frau Ministerin über die
Behandlungsmethode entscheiden las
sen.

Etwa 30 Minuten lang lobte Frau Fi
scher ihren Referentenentwurf, ohne
mit einem Wort auf das Arzneimittel
budget oder die Positivliste einzuge
hen bzw. Belange des zahnärztlichen
Bereichs und der Selbstverwaltung zu
erwähnen. 

Eigenverantwortung scheint auch für
Frau Fischer eine Aufgabe höchster
Priorität. Wie jedoch Eigenverantwor
tung honoriert oder gestärkt werden
soll, ließ sie offen und unbeantwortet.
Auch bestritt die Bundesgesundheits
ministerin nicht, daß die Krankenver
sicherung kein Ausgabenproblem be
sitzt, sondern ein Einnahmenproblem.
Dennoch war sie vom Globalbudget
nicht abzubringen. Beitragssatzstabi
lität in der gesetzlichen Krankenversi
cherung komme ja auch den Arbeitge
bern im Gesundheitswesen zugute, da
die Lohnnebenkosten für die Ange
stellen auch stabil blieben.
Den Ausführungen der Ministerin
folgten die Statements der ins Podium
geladenen Gäste.
Außer dem Vertreter des Verbandes
der Krankenhausdirektoren (Verwal
tungsangestellte) fand niemand der
Vortragenden sehr viel Freude und
Gutes an den Neuerungen aus dem
Referentenentwurf. 
Das Hausarztprinzip wird seit langem
in Thüringen praktiziert, ohne die
Notwendigkeit von Bonusregelungen. 
Beachtung finden muß die unter
schiedliche Einnahmesituation von öf
fentlichen Krankenhäusern, privaten

Kliniken (die kostendeckend arbeiten,
weil sie sich in der medizinischen Ver
sorgung die Rosinen herauspicken
können) und niedergelassenen Ärzten,
die ihre Praxis selbst finanzieren.
Das Globalbudget führt zur Rationie
rung von Leistungen und zur Ver
schlechterung der Betreuung der Pati
enten. Innovation und Investitionen
werden in den niedergelassenen Pra
xen nicht mehr möglich sein. Ar
beitsplätze werden abgebaut und Aus
bildungsverhältnisse nicht mehr be
gonnen.
Auch diese Veranstaltung erwies sich
für alle, die an einer echten Reform
des Gesundeitswesens mitarbeiten
möchten, als enttäuschend.
So eindringlich sie auch vorgebracht
wurden: sämtliche Argumente, Beden
ken und Mahnungen vermochten es
nicht, den Standpunkt der Ministerin
zu erschüttern. 

Dr. Martina Radam

Fotos: Thorsten Radam

Unter den Zuhörern zahlreiche Thüringer Zahnärzte 

Gastgeber der Veranstaltung:
Rolf Schnurr, Geschäftsführer des
Sophien und Hufelandklinikums
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Frau DS. Elvira Lehmann,
WuthaFarnroda

Der Redner sagte: 

„Wer heute nicht dabei ist, braucht später
nicht zu jammern!“

Meine Frage:

Geht es den Thüringer Zahnärzten derzeit
(momentan) zu gut, denken sie nicht weiter

als an die im Bestellbuch gefüllten Seiten?
Im Thüringer „KZVBus“ gab es noch freie
Sitzplätze, keiner hatte darum kämpfen
müssen, so wie um den Erhalt der Freiberuf
lichkeit!

Redner:

„Das deutsche Gesundheitswesen ist der
größte Arbeitgeber in Deutschland.“

Meine Meinung :

Dieses Argument müßte an erster Stelle bei
jeder Diskussion mit der Regierung stehen,
welche ja die Schaffung von Arbeitsplätzen
zielstrebig proklamiert.

Dr. Lothar Eckstein, Meiningen
War es wirklich eine „große“ Kundgebung?
Der Teilnehmerzahl auf dem Platz vor dem
Rathaus nach ja! Es wächst das Bewußt
sein, daß die „Strukturreform 2000“ alle An
gehörigen der Heilberufe mit dem tiefen Ein
schnitt in die Freiberuflichkeit treffen wird,
wie dies die Reaktionen der Teilnehmer auf
die Reden der Standespolitiker und des
FVDZ zeigten. Der beabsichtigte System
wandel im Gesundheitswesen durch

Protest der Heilberufler immer energischer

Öffentlichkeit soll durch Protestaktionen
alarmiert werden
Dem Aufruf der KZV Thüringen,
sich der Protestaktion der Heilbe
rufe anzuschließen, waren Zahn
ärztinnen und Zahnärzte zum Teil
mit ihren Helferinnen gefolgt. Ge
meinsam fuhren sie mit einem
Reisebus am 9. Juni 1999 nach
Wiesbaden, um die Heilberufler
aus RheinlandPfalz, Hessen, Ba
denWürttemberg und dem Saar
land in ihrem Protest gegen die ge
plante Gesundheitsreform zu un
terstützen.
Auch der Berufsverband der Arzt
Zahnarzt und Tierarzthelferinnen
beteiligte sich an der öffentlichen
Kundgebung vor dem Landtagsge
bäude.
Noch während der Veranstaltung
verabschiedeten die 2000 Heilbe
rufler eine Protestresolution, die
den Mitgliedern des Gesundheits
ausschusses des Deutschen Bun
destages überbracht wurde. 
Wir nutzten die Rückfahrt nach
Erfurt, um die Meinung einiger
Kollegen einzuholen.
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RotGrün hin zu einem Gesundheitssystem
mit umfassenden planwirtschaftlichen In
strumentarien muß besonders uns sensibili
sieren, da wir bereits reichlich Erfahrung mit
der staatlich verordneten Mängelverwaltung
haben. Teilen wir weiterhin die vorgetrage
nen Sorgen unserer Helferinnen um ihre Ar
beitsplätze. Man kann eine Politik nicht tole
rieren, die nur an Kosten und nicht zugleich
an Menschenschicksale denkt. Nicht das
System sollte im Gesundheitswesen im Vor
dergrund stehen, sondern der Mensch!
Bleibt die Frage nach weiteren Strategien
auf Bundesebene. Angekündigt wurden
sie – nur müssen sie bald wirksam kommen.

Dr. Horst Popp, Erfurt

Ich betrachte die heutige Veranstaltung als
dringende Warnung vor den harten struktur
politischen Folgen der Umsetzung des vor
hergehenden Gesetzentwurfes im Jahr
2000 zurück zu einem absolut staatlich kon
trollierten, planwirtschaftlichen Gesund
heitswesen, dessen Folgen uns in den neuen
Bundesländern noch gegenwärtig sind. Uns
steht bevor die Stärkung von Diktatur und
Willkür der Krankenkassen mit Zerschla
gung der Freiberuflichkeit des Berufsstan
des (Arzt als Überwacher von Patienten und
Kollegen) mit Folgen der Gefährdung eines
gesamten Wirtschaftszweiges mit einem be
deutenden Ausbildungs und Beschäfti
gungspotential.

Dr. KarlHeinz Müller, Rudolstadt
Für Pessimisten ist das Glas halbleer, für
Optimisten ist es halbvoll. So war sicherlich
die Demo der Hessischen, RheinlandPfälzi
schen, Saarländischen und Thüringer Zahn
ärzte am 9. Juni in Wiesbaden auf dem
Dernschen Platz vor dem Landtagsgebäude
zu sehen. Es hatten sich ca. 2000 Zahn
ärztInnen und Mitarbeiterinnen versammelt,
um sehr deutlich ihr Mißfallen zu der geplan
ten Gesundheitsreform 2000 zum Ausdruck
zu bringen.
Positiv für mich waren die Aussagen der ein
zelnen Redner. Es wurde nicht viel von der fi
nanziellen Misere der Praxisinhaber gespro
chen, sondern über die Folgen die diese Re
form konkret für jeden Patienten, für die Ar
beitsplatzsituation der Mitarbeiterinnen in
den Praxen und der gesamten anhängenden
Dentalindustrie hat.
Dr. Eichinger, stellvertretender Bundesvor
sitzender vom Freien Verband Deutscher
Zahnärzte, zeigte auf, daß die Zahnärzte
schaft auch konstruktive Vorschläge für
eine „Zukunftszahnheilkunde“ weiß, und
nicht nur eine Verweigerungshaltung de
monstriert, wie es Politiker gerne darstellen
möchten. 

red.

Fotos: Wolf, He

tzb 7-8/99
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Zum sechsten Male hatte der Freie
Verband zu seinen Sommersymposi
um an die Ostsee eingeladen. Nach
dem in den ersten vier Jahren Binz der
Kongreßort war, fand der Kongreß
nun vom 30. Mai bis zum 6. Juni zum
zweiten Mal in Heringsdorf auf Use
dom statt. Im vergangenen Jahr war
das Symposium aus allen Nähten ge
platzt. In diesem Jahr konnte der Kon
greßleiter Dr. Norbert Grosse erneut
über 400 Teilnehmer begrüßen. Das
ist eine sehr gute Resonanz auf das
Fortbildungsangebot des Freien Ver
bandes, das als weitere Standbeine ja
den Davoser Kongreß und das Institut
für Ökonomische Praxisführung hat.
Die Kombination aus freiheitlicher
Berufsauffassung und fachlicher Kom
petenz, die von den Fortbildungsver
anstaltungen des Freien Verbandes
ausgeht, kommt offenbar bei den Kol
leginnen und Kollegen an.
Viele Anregungen der Kongreßteil
nehmer der vergangenen Jahre wurden
von Kongreßleiter Dr. Norbert Grosse
aufgegriffen. Es wurden wesentlich
mehr praktische Kurse angeboten, wie
z. B.  „Möglichkeiten und Grenzen der
GTR in der Parodontitistherapie“
(Prof. Dr. Thomas Hoffmann, Dres
den), „Moderne Methoden der Endo
dontie“ (Prof. Dr. Benjamin Briseno,
Mainz), „Parodontologie als Grundla
ge eines Praxiskonzepts – Handson
Kurs für parodontalchirurgische Stan
dardverfahren“ (Prof. Dr. Heinz To
poll, Münster), oder „Prothetische
Versorgung von Implantaten – Hands
onKurs“ (Dr. Dietmar Weng, Würz
burg). Dabei wurde neben der Erörte
rung der theoretischen Gesichtspunk
te auch sehr eifrig praktisch – u. a. an
Schweinekiefern - geübt. 
Neben der Fortbildung für Zahnärzte
gab es auch in diesem Jahr wieder ein
vielseitiges Helferinnenprogramm. 
Das MaritimHotel Kaiserhof in He
ringsdorf bietet für den Kongreß her
vorragende räumliche Gegebenheiten.
Traditionell gibt es beim Sommer
Symposium auch eine standespoliti

sche Veranstaltung. In diesem Jahr ka
men mit Wolfgang Lohmann und Dr.
Dieter Thomae die gesundheitspoliti
schen Sprecher der Bundestagsfraktio
nen der Union und der F.D.P. zu einer
Podiumsdiskussion nach Usedom, an
der auch der Bundesvorsitzende des
Freien Verbandes, Dr. Wilfried Beck
mann teilnahm. Vertreter der Koaliti
onsparteien aus Bonn waren nicht er
schienen, was Dr. Thomae als politi
sche Stillosigkeit kennzeichnete. Ein
Dialog mit den Beteiligten und Betrof
fenen sei von der Koalition bisher
überhaupt nicht geführt worden. 

Da der Widerpart fehlte, waren sich al
le Diskutanten in der Ablehnung der
rotgrünen Gesundheitspolitik einig.
Dr. Thomae forderte die Zahnärzte
auf, auch auf der Straße vehement ge
gen die geplante Gesundheitsreform
zu protestieren. Union und F.D.P. wür
den alles dafür tun, um das Gesetzes
vorhaben im Bundesrat zu stoppen.
Als Fazit stellte man fest, daß ein
Bündnis aus Heilberufen und Opposi
tionspolitikern gegen die geplante
Gesundheitsreform gebildet werden
müsse.                                                  

Lu

Europäisches Sommersymposium des Freien Verbandes 
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Unterschriftenaktion gegen die Gesundheitsreform mit
gemeinsamer Pressekonferenz
Eine Pressekonferenz bildete am 3. Ju
ni 1999 den Auftakt für eine Unter
schriftenaktion, mit der sich die Ver
treter der Thüringer Heilberufe gegen
die geplante Gesundheitsreform zur
Wehr setzen wollen. In dieser Presse
konferenz stellte sich erstmalig das
Thüringer Bündnis für Gesundheit der
Öffentlichkeit vor.
Seit dem 19. Mai vereint das in Wei
mar gegründete Bündnis die Kam
mern und Verbände sämtlicher Heil
berufe Thüringens zu einer gemeinsa
men Aktionsfront.
Angesichts der Schärfe und Kompro
mißlosigkeit, mit der die Bundesge
sundheitsministerin den Gesetzent
wurf zur Gesundheitsreform durchzu
peitschen gedenkt, wollen sich die
Thüringer Ärzte, Zahnärzte, Apothe
ker, Psycho und Physiotherapeuten
sowie die Landeskrankenhausgesell
schaft gemeinsam dagegen zur Wehr
setzen.
Während der Pressekonferenz wurde
den anwesenden Journalisten die Posi

tion der Ärzteschaft verdeutlicht. Ein
dringlich warnten die Redner aus der
Sicht der verschiedenen Heiberufe vor
den Plänen der Regierung. Im Mittel
punkt standen dabei die Konsequen
zen, die den Patienten durch die Ge
setzesänderungen drohen. 

Sowohl in den Kliniken und Praxen als
auch an Informationsständen in ver
schiedenen Städten und Gemeinden
werden bis Ende August Unterschrif
tenlisten mit der Forderung „Gleiches
Recht auf Gesundheit in Ost und
West“ ausgelegt. Damit folgen die Thü
ringer ihren Kollegen in Bayern und
MecklenburgVorpommern, wo be
reits viele tausend Unterschriften ge
sammelt wurden, welche der Forde
rung nach einem gesundheitspoliti
schen Umdenken der rotgrünen Re
gierungskoalition Nachdruck verlei
hen sollen.

Den Journalisten Rede und Antwort standen:
Dr. Egon Mannestätter, Präsident der Landesapothekerkammer Thüringen,
Jörg Jacob, stellvertretender Vorsitzender des Thüringer Apothekerverban
des, Dr. WolfD. Höpker, Präsident des Landesverbandes der Freien Berufe
Thüringen e. V. , Dr. Andreas Wagner, Vizepräsident der Landeszahnärzte
kammer Thüringen, Ulrich Oertel, Pressesprecher des Landesverbandes der
Freien Berufe Thüringen e. V.

Dr. WolfD. Höpker hielt ein vielbe
achtetes Statement

Dr. Andreas Wagner warnte vor
der Verbürokratisierung des Ge
sundheitswesens und berichtet von
der Patientenberatung der LZKTh,
die sich in der Vergangenheit als
kompetenter Ansprechpartner be
währt hat.
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Ihre Unterschriftenaktion werden die
Heilberuf ler Thüringens mit Gesprä
chen verbinden, in denen sie ihren Pa
tienten die Konsequenzen der Reform,
die dirket in eine 2KlassenMedizin
führen wird, verdeutlichen. 
Die Unterschriftenlisten sollen im
September der Landesregierung mit
der Bitte übergeben werde, diese als
Willensbekundung im Freistaat mit in
den Bundesrat einzubringen.

(He.)

 

 

 
 

Den Journalisten fiel es schwer, die
diffizile Thematik zu durchdringen.
Man merkte es an ihren Fragen
und leider später teilweise auch an
der Berichterstattung

Fotos: Meinl

Zu einem informellen Gespräch über
einige Punkte der Gesundheitsreform
trafen sich am 14. Juni 1999  der Er
furter Bundestagsabgeordnete Carsten
Schneider und die Zahnärzte Dr. Ul
rich Schwarz, Erfurt und Dr. Karl
Heinz Müller, Rudolstadt.

Herr Schneider betonte, daß dieses
Gespräch für ihn wichtig sei, weil er
auch aus zahnärztlicher Sicht diese
Reform dargestellt haben wollte.

Er war ein sehr aufmerksamer Zuhö
rer, der trotz harter parlamentarischer
Woche es sich nicht nehmen ließ,
konkrete Fragen zu angesprochenen
Themen, wie die mögliche verschlech
terte Arbeitsplatzsituation für das
Erfurter zahnärztliche Personal, die
zahnärztliche Sicht zur überbetonten
Gruppenprophylaxe, der Wiederein
stieg in die prozentuale Bezuschus
sung für ZE und Globalbuget zu stel
len.

Sicherlich hat Herr Schneider in sei
ner Funktion als Haushaltsausschuß
mitglied keinen direkten Einf luß auf
den Gesetzestext der Gesundheitsre
form. Aber er betonte doch, daß auch
in der Fraktion darüber gesprochen,
und die genaue Situation in den jungen
Bundesländern, benannt werden muß.

Es ist an uns Zahnärzten,
Politikern aller Couleur, die
als Patienten zu uns in die
Praxis kommen, auf die Fol
gen der geplanten Gesund
heitsstrukturreform 2000
hinzuweisen.
Denn nur wer sich wehrt, hat
das Recht hinterher auch
über die Folgen zu richten.

Dr. KarlHeinz Müller, Rudolstadt

Im Gespräch mit Carsten Schneider, MdB,
Mitglied im Haushaltsausschuß

Carsten Schneider, jüng
stes Mitglied des Deutschen
Bundestages, im Gespräch
mit Dr. Ulrich Schwarz,
Erfurt

Foto: Müller
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hat, darf die Post die neue Anschrift
mitteilen unter der Voraussetzung, daß
der Empfänger der Weitergabe seiner
neuen Anschrift nicht widersprochen
hat. Weitere Kosten fallen nicht an.

Einwohnermeldeamtsanfrage
Beim Einwohnermeldeamt kann bei
Nennung der bisherigen Wohnung ei
nes Schuldners die bei der Behörde ge
meldete Anschrift abgefragt werden.
Das Einwohnermeldeamt kann aber
nur mitteilen, ob der Schuldner beim
angeschriebenen Meldeamt gemeldet
ist. Ob der Schuldner an der angegebe
nen Stelle auch tatsächlich wohnt, je
doch nicht. Die Gebühr für die Aus
kunft ist von Gemeinde zu Gemeinde
unterschiedlich. Sie beträgt in der Re
gel zirka 6 DM. Die Höhe kann durch
telefonische Nachfrage festgestellt
werden. Man kann dann einen ent
sprechenden Verrechnungsscheck
dem Anfrageschreiben beifügen.
Manchmal sind Telefonbücher aktuel
ler als Melderegister (vorausgesetzt,
der Schuldner hat nicht auf eine Ein
tragung im Telefonbuch verzichtet).

Telefonauskunft und elektronische
Telefonbücher
Eine weitere schnelle und im Vergleich
zur Einwohnermeldeamtsanfrage ko
stengünstigere Alternative ist die Tele
fonauskunft. Denn seit geraumer Zeit
kann über die Telekom (früher Kom
fortauskunft; jetzt auch normale Aus
kunft) die Anschrift eines Telefonkun
den erfragt werden, soweit kein Sperr
vermerk besteht.
Auch gibt es von der Telekom und an
deren Anbietern die Daten, die in Te
lefonbüchem enthalten sind, auf
CDROM käuf lich zu erwerben. Die
ses Medium hat den Vorteil, daß es die
Daten der Telefonbücher der ge
samten Bundesrepublik enthält. Denn
herkömmerlicherweise besitzt man
nur die Telefonbücher aus dem Groß
raum seines eigenen Wohngebiets. Da
mit ist eine einfache und schnelle An
schriftenabfrage möglich. Leider sind
die CDROMs nie auf dem neuesten
Stand, so daß regelmäßig neue anzu

schaffen wären, um stets aktuelle Da
ten zu bekommen.

Anfrage bei der Krankenkasse
Kennt der Zahnarzt die Krankenkasse
des Schuldners, kann er bei einem
eventuellen Umzug des Patienten die
se um Mithilfe bitten. Eine Rechtsaus
kunftspf licht der Krankenkassen be
steht allerdings nicht.

Einschaltung einer Detektei
Eine relativ teuere Möglichkeit ist die
Adressenermittlung durch private An
schriftenermittler (Detektei). Hier ent
stehen regelmäßig Kosten von über
100 DM. Eine Erfolgsgarantie gibt es
bei dieser Form der Anschriftener
mittlung ebenfalls nicht. Diese Metho
de wird hauptsächlich von Inkassobü
ros, FactoringGesellschaften, Rechts
anwaltskanzleien etc. benutzt, um bei
höheren Forderungen Schuldner aus
findig zu machen. Diese Schuldenein
treiber bekommen in der Regel auf
grund der Vielzahl ihrer Anfragen be
sondere Konditionen von den Detek
teien eingeräumt.

Schuldnerregister ist kein Weg mehr
Die örtlichen Amtsgerichte (Vollstrek
kungsgerichte) führen ein Verzeichnis
der Personen, die in einem bei ihnen
anhängigen Verfahren die eidesstattli
che Versicherung (früher Offenba
rungseid) abgegeben haben. Zwar
enthält dieses Schuldnerverzeichnis
unter anderem Name und Anschrift
des Schuldners. Jedoch werden ohne
Vollstreckungstitel den Auskunftssu
chenden die Adressen der eingetrage
nen Schuldner (anders als früher)
nicht mehr bekanntgegeben.

Gewerberegisterauskunft
Sollte man Kenntnis davon haben,
daß der Patient/Schuldner ein Gewer
be betreibt, so könnte durchaus auch
eine Anfrage beim Gewerbemeldeamt
zum Erfolg führen. Der Antrag muß
die Firmenadresse beinhalten und ei
ne Zusicherung, daß die im Aus
kunftsersuchen erbetenen Daten be
nötigt werden, um privatrechtliche

Rechnung nicht
zustellbar?
Nicht selten kommt es vor,
daß ein Zahnarzt einen Patien
ten behandelt, seine privat
zahnärztliche Honorarrech
nung den Empfänger jedoch
nicht erreicht, sondern - mit
dem Vermerk „Empfänger un
bekannt verzogen“ - zurück
kommt.
Eine ärgerliche Sache; denn
der Zahnarzt bleibt regelmäßig
auf seinen offenen Forderun
gen sitzen, wenn er die An
schrift seines Patienten/
Schuldners nicht kennt. Hier
aktiv zu werden, lohnt sich
meist. Wie kann man nun ge
gebenenfalls die geänderte
Anschrift eines Patienten her
ausfinden? Hier einige Anre
gungen.

Postanschriftprüfung
Die sogenannte Postanschriftprüfung
ist eine relativ einfache, kostengünstige
und schnelle Möglichkeit, bei Woh
nungsumzug die neue Adresse zu er
fragen. Die Postanschriftprüfungskar
te, (die Vordrucke sind bei Herstellern
für Anwaltsbedarf erhältlich) ist ein
fach an die bisherige Adresse des
Schuldners mit einer freigemachten
Karte zu schicken. Die Post prüft bei
Zusendung einer solchen Postan
schriftprüfungskarte die Richtigkeit ei
ner Anschrift. Sie kann dem Antrag
steller die Richtigkeit der Anschrift be
stätigen, gegebenenfalls die richtige
Anschrift mitteilen oder bekanntge
ben, daß der Empfänger unbekannt
verzogen ist beziehungsweise wegen
ungenügender oder fehlerhafter Anga
ben nicht zu ermitteln ist. Falls sich
die Anschrift geändert und der Emp
fänger einen Nachsendeantrag gestellt
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Ansprüche geltend zu machen. Im üb
rigen muß man nur anfragen, ob die
angegebene Firma im Gewerbemelde
register eingetragen ist, verbunden mit
der Bitte, die Firmenbezeichnung und
Anschrift inklusive Vor und Zuname
sowie Privatanschrift des Inhabers/
Gewerbetreibenden bekanntzugeben.
Die Höhe der Auskunftsgebühr ent
spricht der bei der Einwohnermelde
amtsanfrage.

Handelsregisterauskunft
Eine unbeglaubigte Handelsregister
auskunft ist für den Zahnarzt in der
Regel weniger von Interesse, auch

wenn der Patient ein Vollkaufmann
sein sollte, der mit seinem Unterneh
men im Handelsregister eingetragen
sein müßte. Zum einen entstehen für
die Auszüge höhere Kosten, zum an
deren ergeben sich aus dem Handels
registerauszug nicht zwingend die Na
men der Gesellschafter beziehungs
weise der Geschäftsführer nebst Pri
vatanschriften. Diese sind meist erst
nach Einsicht der Beiakten der beim
Handelsregister eingetragenen Voll
kauf leute ersichtlich. Dies sollte man
aber besser einem Rechtsanwalt über
lassen. Ein solcher kann auch abschät
zen, ob sich die Mühen und Kosten im

Verhältnis zur offenen Forderung loh
nen.
Der Gläubiger hat eine Vielzahl von
Möglichkeiten, die Anschrift eines
Schuldners herauszufinden. In vielen
Fällen kann dies mit Hilfe der oben ge
nannten Maßnahmen geschehen. Die
damit verbundenen Mühen und Ausla
gen sind daher in der Regel nicht um
sonst.

Nikolai Schediwy 

Aus:
Bayerisches Zahnärzteblatt 7/8 98

Privatliquidation von DM 35.000,-
nutzte. Darüber hinaus war der gefer
tigte Zahnersatz in einigen Fällen so
grob mangelhaft, daß dem Patienten
gesundheitliche Schäden und unnötige
Schmerzen verursacht wurden. Viele
Rechnungen waren überhöht bzw.
zum Teil für nicht erbrachte Leistun
gen erstellt und liquidiert worden. Un
berechtigt wurde gegenüber Kassenpa
tienten privat abgerechnet, wobei de
ren Einverständnis teilweise durch un
wahre Angaben oder abredewidrig
ausgefüllte Patientenerklärungen er

Ausweislich der Pressemittei
lung des BGH Nr. 89/98 vom
8.12.1998, veröffentlicht in
NJW 1999, Heft 1, bestätigt der
3. Strafsenat des BGH das Ur
teil des Landgerichts Aurich,
welches eine Zahnärztin zu ei
ner Freiheitsstrafe von 4 Jahren
und 6 Monaten sowie einem
Berufsverbot von 4 Jahren ver
urteilt hatte.

Zugrunde lag dem, daß die Zahnärztin
sich der Straftatbestände der vorsätzli
chen und fahrlässigen Körperverlet
zung sowie des versuchten und vollen
deten Betruges in insgesamt 43 Fällen
schuldig gemacht hatte. Die Zahnärz
tin hat bei Patienten vorsätzlich gesun
de Zähne abgeschliffen und mit Zahn
ersatz versorgt. In einem besonders
gravierenden Fall hat sie einem 26jäh
rigen Patienten 10 gesunde Zähne ab
geschliffen und sich nach der 8stündi
gen Behandlung eine Blankounter
schrift geben lassen, die sie abredewid
rig ausfüllte und als Einverständnis zur

Sachverhalt:
Freiheitsstrafe für Zahnärztin

schlichen worden war. So gelang es
der Zahnärztin, eine Rentnerin zu ver
anlassen, deren gesamte, durch sehr
bescheidene Lebensführung erzielte,
Ersparnisse in Höhe von DM 9.000,-
abzuheben und in bar an die Zahnärz
tin auszuhändigen, obwohl dieser we
gen ihrer geringen Rente von monat
lich DM 692,- ein Anspruch auf
Zahnbehandlung ohne Zuzahlung zu
stand.

R. Rommeiß
Justitiar KZVTh

Inserentenverzeichnis Seite 
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Aktuelle Entscheidung zum standesrechtlichen Werbeverbot
Joachim Klapperich 
Rechtsanwalt in der Kanzlei Bender, Zahn, Tigges in Düsseldorf

Joachim Klapperich

(Quelle:
http://www.benderzahntigges.de)

Oberlandesgericht die Klage und die
Berufung des Berufsverbandes jeweils
abgewiesen haben, gab der Bundesge
richtshof der Revision in dem oben
dargestellten Umfang statt. 

In seiner Urteilsbegründung bestätigt
der Bundesgerichtshof noch einmal
ausdrücklich, daß das standesrechtli
che Werbeverbot für Zahnärzte, das
der unerwünschten Kommerzialisie
rung des Arztberufs vorbeuge, verfas

ärztlichen Berufsbildes verhindert
werden soll, die eintrete, wenn der
Arzt Werbemethoden verwendet, wie
sie in der gewerblichen Wirtschaft üb
lich sind bzw. eine ihm selbst verbote
ne Werbung durch andere besorgen
läßt.
In dem konkreten Fall war der BGH
der Ansicht, daß die Faltblattwerbung
der Zahnklinik deshalb standesrecht
lich und wettbewerbsrechtlich unlau
ter sei, da sie über eine sachliche In
formation über die Technik und den
Ablauf von Implantatbehandlungen
hinausgeht und die Implantatbehand
lung mit schlagwortartigen Werbe
sprüchen als eine Methode der Zahn
behandlung herausstellt, die, anders
als herkömmliche prothetische Be
handlungen mehr Lebensqualität si
chern könne. Darüber hinaus war das
Faltblatt nach Ansicht des BGH auch
auf die ambulante zahnärztliche Lei
stung ausgerichtet, da sie im wesentli
chen auf die ambulante Behandlung
abstellte. 
Da dem Vertragszahnarzt, der in die
sem Faltblatt nicht namentlich be
nannt wurde, die Werbung wirtschaft
lich zugute kommt und er der einzige
Vertragszahnarzt der Klinik war und
die Werbung der Klinik im wesentli
chen gerade für seine Tätigkeit als
Zahnarzt in ambulanter Praxis diente,
sah der BGH das standesrechtlich
und wettbewerbsrechtlich unlautere
Verhalten des Zahnarztes in dem Um
stand, daß dieser trotz Kenntnis des
Faltblattes die Werbung der Zahnkli
nik duldete. 
Im Ergebnis führt dieses Urteil des
BGH's dazu, daß ein Zahnarzt, der
aufgrund einer vertraglichen Ver
pf lichtung zahnärztliche Leistungen
für eine Zahnklinik oder sonstige
Dritte erbringt, sich eine standesrecht
lich bzw. wettbewerbsrechtlich unlau

„Eine GmbH, die durch einen Ver
tragszahnarzt ambulante Implantatbe
handlungen und prothetische Behand
lungen erbringt, daneben aber auch
Patienten die Möglichkeit stationärer
Aufnahme nach einer Zahnbehand
lung bietet, handelt wettbewerbswid
rig, wenn sie in einem Werbeblatt im
wesentlichen die ambulanten zahn
ärztlichen Leistungen anpreisend be
wirbt. Auch der für sie tätige Zahnarzt
handelt wettbewerbsrechtlich unlauter,
wenn er eine solche Werbung duldet.“

In diesem Sinne hat der Bundesge
richtshof mit Urteil vom 26.11.1998 –
BGH I ZR 179/96 – entschieden. Der
Entscheidung lag folgender Sachver
halt zugrunde:

Der beklagte Zahnarzt war alleiniger
Vertragsarzt einer im Handelsregister
eingetragenen Zahnklinik, die in der
Rechtsform einer GmbH betrieben
wird. Der Zahnarzt erbringt sämtliche
von der Zahnklinik angebotenen zahn
ärztlichen Leistungen und unterhält in
dem Gebäude der Zahnklinik auch ei
ne Praxis als niedergelassener Zahn
arzt. Die Zahnklinik verfügt über ein
Zimmer mit zwei Betten für einen sta
tionären Aufenthalt von Patienten.
Unter der Bezeichnung Zentrum für
Implantologie GmbH wirbt die Zahn
klinik für Implantatbehandlungen und
prothetische Behandlungen mit einem
farbigen Faltblatt, das neben einer Be
schreibung der Implantatbehandlung
auch die Werbeaussage „Der Natur ein
Stück näher ... sicher“; „Implantate –
ein guter Weg“; „Zahn für Zahn mehr
Lebensqualität“; „sicher – bequem –
ästhetisch“ enthält. In diesem Faltblatt
war der Zahnarzt namentlich nicht er
wähnt. Sowohl die Zahnklinik als auch
der Zahnarzt sind von der Berufsver
tretung der Zahnärzte auf Unterlas
sung in Anspruch genommen worden.
Während das Landgericht und das

sungsrechtlich unbedenklich sei und
zitierte hierzu die einschlägige Recht
sprechung des Bundesverfassungsge
richtes. Gleichzeitig betonte der BGH
noch einmal, daß nicht nur das Wer
beverbot, sondern auch das Duldungs
verbot einer standesrechtlich und
wettbewerbsrechtlich widrigen Wer
bung, wie sie in den Berufsordnungen
für Zahnärzte (vgl. § 19 der Beru
fungsordnung für Thüringer Zahnärz
te) geregelt ist, verfassungsmäßig un
bedenklich sei. Da sowohl durch das
Werbeverbot, als auch durch das Dul
dungsverbot eine Verfälschung des
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tere Werbung seiner Vertragspartner
zurechnen lassen muß, wenn ihm
durch die Werbung und aufgrund der
vorliegenden Vertragsverhältnisse
wirtschaftliche Vorteile zukommen.
Als Konsequenz aus dem Urteil wird
dem Vertragszahnarzt somit die Ver
pf lichtung auferlegt, gegen standes
rechtlich unzulässige Werbung seiner
Vertragspartner einzuschreiten und
die Einhaltung der Standesrichtlinien
einzufordern. Die Entscheidung des
Bundesgerichtshofes ist in Anwen

dung seiner bisherigen Rechtspre
chung zum standesrechtlichen Werbe
verbot bei Heilberufen nur konse
quent. Es kann bei einer standes
rechtswidrigen Werbung nicht darauf
ankommen, ob der hinter der Wer
bung stehende Zahnarzt/Arzt nur un
mittelbar namentlich beworben und
benannt wird, da ansonsten das in den
Standesrichtlinien fundamentierte
Duldungsverbot ad absurdum geführt
würde. Solange das Werbeverbot in
den Heilberufen aufrecht erhalten

bleibt, werden auch Umgehungsversu
che, die wirtschaftlich dem Zahn
arzt/Arzt zugute kommen, von der
Rechtsprechung verhindert werden. 
Es kann daher den Zahnärzten/Ärz
ten auf der Grundlage dieser Recht
sprechung nur empfohlen werden, daß
sie sich bei langfristigen Vertragsbin
dungen ein entsprechendes Mitspra
che und Kontrollrecht im Hinblick auf
die Werbung einräumen zu lassen. 

Noch nie war Briefwechsel so schnell,
so bequem und so preiswert. eMails
sind elektronische Briefe, die man er
hält oder versendet, die in kürzester
Zeit auch den entferntesten Punkt der
Welt erreichen. Es ist ganz gleich, ob
der Empfänger in Sydney oder Seattle
sitzt. Er muß nur einen Zugang zum
Internet und eine eMailAdresse ha
ben. Rund 80 % aller InternetNutzer
versenden und empfangen eMails. Je
der zweite Deutsche mit InternetZu
gang verschickt 10 eMails pro Woche.
Der elektronische Brief kasten wird
dabei überwiegend für die private
Kommunikation genutzt. Am meisten
mailen die 30 bis 39jährigen.
Die eMails und damit Ihre Briefe und
Infos werden im Off lineModus ge
schrieben, das heißt ohne Verbindung
zum Internet und damit ohne Kosten.
Haben Sie Ihre eMails geschrieben,
stellen Sie die OnlineVerbindung her
und versenden alle Mails auf einmal.
Es gibt eine Vielzahl guter eMailPro
gramme.
TOnline: Das MailProgramm von
TOnline ist sehr übersichtlich, leicht
bedienbar und in wenigen Minuten zu
begreifen. Für Privatleute mit norma
lem Briefaufkommen ist es bestens ge
eignet.
Netscape Messenger: Wenn Sie sehr
viele Briefe schreiben und bekommen,

bietet das Programm von Netscape,
welches in den Communicator inte
griert ist, die beste Übersichtlichkeit
mit vielen Zusatzfunktionen.
Outlook Express: Über dieses
eMailProgramm von Microsoft kann
der umfangreiche Briefwechsel be
quem und schnell abgewickelt werden.

Wie kommt man zu seiner eMail
Adresse?
Als TOnlineKunde bekommen Sie
automatisch eine eMailAdresse, die
aus ihrer Teilnehmernummer, ihrer
Mitbenutzernummer und dem Zusatz
@tonline.de besteht. Der Klammer
affe @ (englisch „at“ gesprochen bzw.
„commercial a“ genannt) wird auf der
Tastatur mit den Tasten AltGr + Q er
zeugt. Eine eMailAdresse, die aus ei
ner 28stelligen Zahl besteht, ist nicht
sehr aussagekräftig, schlecht zu mer
ken und schwer korrekt einzugeben.
Deshalb richtet man sich eine zweite
eMailAdresse, die AliasAdresse ein.
Diese AliasAdresse sollte sinnvoller
weise mit Ihrem Namen in Verbin
dung gebracht werden. Phantasiena
men sind möglich, machen aber kei
nen Sinn. In TOnline kommen Sie
über „Gehe zu“ und die Eingabe von
„Alias“ zur AliasRegistrierung. Nun
folgen Sie den Anweisungen und klik
ken zum Schluß auf „AliasRegistrie

rung“. Mit ihrer eMail Adresse sind
Sie weltweit identif izierbar und er
reichbar. Bei der Festlegung des Ali
asNamens müssen bestimmte Kon
ventionen eingehalten werden. Bei
spielsweise werden Umlaute und Son
derzeichen (ä, ö, ü, ß, §, ... ) nicht ak
zeptiert.

Nach dem Starten ihres eMailPro
grammes klicken Sie auf den Schalter
„Neu“, „Nachricht erstellen“ oder
„Schreiben“ oder eine synonyme Be
zeichnung, jenachdem, mit welchem
Programm Sie eMails schreiben und
versenden wollen.

Die zu schreibende Nachricht wird in
einem eigenen Fenster geschrieben.
Im oberen Teil, dem Briefkopf oder
auch Header genannt, schreibt man
die Adresse des Empfängers hinein.
Unter CC (Carbon Copy = Kopie)
kann man gleichzeitig eine Kopie der

In Sekundenschnelle bis an das Ende der Welt
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Zahnmännchen über
Erfurt
Ein Zahnmännchen – vielen Kindern
als Logo auf zahngesunden Süßigkei
ten bekannt - soll am 22. September
auf einem roten Fesselballon über Er
furt schweben und für den Tag der
Zahngesundheit werben. 
Der zeitgleich stattfindende „3. Thü
ringer Jugendzahnpf legetag“ bietet Er
furter Kindern zahlreiche Aktionen
rund um das Motto „Gesund beginnt
im Mund“. 
In der Thüringenhalle wird z. B. der
Clown Mausini mit einem lustigen
Bühnenstück die ca. 1000 eingela
denen Kinder davon überzeugen, wie
das leidige Zähneputzen sogar Spaß
machen kann. Daß ein „zahngesundes
Frühstück“ auch lecker schmeckt, wol
len die LAGMitarbeiter den Kids an

hand einer reichhaltigen, jedoch nur
mit gesunden Nahrungsmitteln ge
deckten Tafel demonstrieren. 
Zahlreiche weitere Aktionen werden
derzeit geplant, doch leider sind die
Finanzen knapp und Spenden blieben
bisher aus. Falls Sie, werte Zahnärztin
nen und Zahnärzte, die Organisatoren
des Tages der Jugendzahnpf lege finan
ziell unterstützen möchten, ist Ihre
Spende natürlich mehr als willkom
men. Bitte wenden Sie sich dafür an
Brigitte Kozlik, Geschäftsführerin der
LAG. Frau Kozlik informiert Sie ger
ne unter 03 61/74 32-114.

(red)

Internet / Nachrichten

eMail an eine oder mehrere Empfän
ger senden. Mehrere Empfänger
Adressen werden durch Semikolon ge
trennt. Mit einem Klick auf das
KarteikartenSymbol können Sie
Adressen aus einem Adressverzeichnis
auswählen, die Sie vorher in das
Adressverzeichnis eingetragen haben.
Der Betreff einer eMail ist ein Stich
wort, welches dem Empfänger etwas
über den Inhalt der Mail verrät. Ver
gißt man den Betreff, so wird man von
einigen eMailProgrammen höf lich
daran erinnert, bevor der Brief abge
schickt wird.
Nun geht es endlich an den eigentli
chen Inhalt, der im allgemeinen als
reiner Text geschrieben wird - genau
wie im Editor (einfache Textverarbei
tung).
Über „Datei einfügen/anhängen“ kann
man der Mail eine Bild, Musik, Pro
gramm oder eine andere Datei anhän
gen = Attachment. Angehängte Datei
en werden häufig durch die Büroklam
mer symbolisiert. Wenn Sie größere

oder mehrere Dateien anhängen
möchten, sollten Sie vorher z. B. ein
ZIPArchiv anlegen, daß in diesem
Fall die komprimierten Dateien
enthält. Achtung! Angehängte Dateien
können mit einem Computervirus infi
ziert sein. Aus diesem Grund sollten
die angehängten Dateien von empfan
genen eMails immer auf Computervi
ren mit einem speziellen Virensuch
programm untersucht werden.
Das Senden einer eMail an einen
Empfänger erfordert mehrere Arbeits
schritte:
Verschieben der eMail in den „Post
ausgang“ auf ihrem Computer,
Senden der eMail zum Server für zu
versendende Post bei ihrem Provider,
Weiterleitung der eMail zum Server
für empfangene Post beim Provider
des Empfängers,
Abruf der eMail vom ProviderServer
des Empfängers in den „Posteingang“
auf den Computer des Empfängers.
Der Weg der eMail erfolgt nur an einer
Stelle dieser Kette automatisch und

sofort - und das ist der Weg zwischen
den beiden Servern im Internet. Zum
eMailVersenden und eMailAbrufen
muß der Nutzer selbst aktiv werden.
Auf vielen Internetseiten besteht die
Möglichkeit, an den Anbieter dieser
Internetseiten direkt eine eMail über
den Aufruf eines eMailProgrammes
zu senden, wo bereits die eMail
Adresse eingetragen ist, oder auch
über ein Mitteilungsfenster auf einer
der Internetseiten.

Für eine verbesserte Kommunikation
teilen Sie uns bitte ihre eMail und In
ternetAdresse mit.

unsere eMailAdressen:

Landeszahnärztekammer Thüringen:
 lzkth@tonline.de

Kassenzahnärztliche Vereinigung
Thüringen:
 edv@kzvth.ef.uunet.de

S. Büttner, LZKTh

Der Fesselballon mit dem Zahn
männchen wird auch in Erfurt

starten.
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Amalgam als Risiko für
Gesundheit nicht belegt
Gericht: kein Anspruch auf Schadens
ersatz
(dpa) Zahnfüllungen aus Amalgam
sind in der Regel nicht mit einem ge
sundheitlichen Risiko verbunden, so
das Koblenzer Oberlandesgericht un
ter Berufung auf den derzeitigen medi
zinischen Erkenntnisstand. Amal
gamFüllungen führten zwar zu einer
erhöhten Quecksilberbelastung. Die
festgestellten Meßwerte lägen jedoch
deutlich unter der Schwelle, bei deren
Überschreiten ein toxikologisches Ri
siko eintreten würde. Das Gericht wies
die Klage einer Witwe ab, deren Ehe
mann 1994 eine retrograde Wurzelfül
lung mit Amalgam erhalten hatte. Ein
Jahr später war der Mann wahrschein
lich an einer Lateralsklerose gestor
ben, bei der bestimmte Nerven zer
stört werden. Die Klägerin sah u. a. in
der quecksilberhaltigen Wurzelfüllung
eine Krankheitsursache und verlangte
vom Zahnarzt als Schadensersatz die
Zahlung von Unterhalt. 
Das OLG verneinte einen entspre
chenden Anspruch.

Auf Anrufbeantworter
gesprochene Kündigung
Grundsätzlich als rechtswirksam anzu
sehen
(dpa) Auf Anrufbeantworter gespro
chene Kündigungen sind grundsätz
lich als rechtswirksam anzusehen, so
das Arbeitsgericht Frankfurt. Es wies
die Klage eines in der Probezeit gekün
digten Angestellten zurück. Der Vor
gesetzte des Klägers hatte diesem auf
dem Anrufbeantworter die Nachricht
hinterlassen, daß ihm gekündigt wor
den sei und er sich auf dem Postamt
das dort als Einschreiben hinterlegte
Kündigungsschreiben abholen solle. 
Der Arbeitnehmer behauptete später
jedoch, er habe die Nachricht wegen

der Abnutzung der Tonbänder des An
rufbeantworters und anderer techni
scher Defekte nicht hören können.
Die Kündigung sei damit „nicht zuge
gangen“. Das Gericht, das in der
mündlichen Verhandlung einen tech
nischen Sachverständigen als Gutach
ter vernahm, ging jedoch von der
Rechtswirksamkeit der auf dem An
rufbeantworter hinterlassenen Nach
richt aus. Durch die Aufzeichnung der
Nachricht auf dem Tonband sei diese
„verkörpert“ worden und so beim Ar
beitnehmer eingegangen. Die Ge
richtsvorsitzende erinnerte daran, daß
auch bei per Post zugestellten Kündi
gungsschreiben Pannen von Seiten des
Empfängers vorkommen können, die
aber nichts am Zugang der Kündigung
ändern. 

(Az.: 9 Ca 2388/97)

Großes Interesse an
LAGInformationen
Die Landesarbeitsgemeinschaft Jun
gendzahnpf lege Thüringen e. V. prä
sentierte sich zum 49. Wissenschaftli
chen Kongreß der Bundesverbände
der Ärzte und Zahnärzte im Öffentli
chen Gesundheitsdienst vom 27. bis
30. Mai 1999 in Weimar mit einem In
fostand. 
Vorgestellt wurden unter anderem eine
Infomappe der LAG, Arbeitsmappen
aus den Kreisen, Materialien und Hin
weise zur Fluoridierung bis hin zu In
fo und Arbeitsmaterialien für grup
penprophylaktische Maßnahmen in
Kindergärten und Schulen. Erstmalig
hatten die Prophylaxehelferinnen die
Möglichkeit, über ihre Kenntnisse und
Erfahrungen aus der täglichen Arbeit
in Kindergärten und Schulen zu be
richten. An allen drei Tagen fand der
Infostand regen Zuspruch.

B. Kozlik
Geschäftsführerin der LAGTh e.V.

Kariesprophylaxe in
den Niederlanden
Die Jugend in den Niederlanden hat
heute neben der Schweizer Jugend die
beste Gebißgesundheit unter allen In
dustrieländern. Im November 1989
waren von den einheimischen 12jähri
gen in Den Haag 90 Prouent karies
frei, bei den übrigen 10 Prozent war
im Durchschnitt nur ein nicht gesun
der (kariöser oder gefüllter) Zahn vor
handen. 
Bei den Milchzähnen der 6jährigen
war seit den katastrophalen Gebißzu
ständen der 60er und 70er Jahre eben
falls eine enorme Verbesserung einge
treten; sie kam aber in der ersten Hälf
te der 80er Jahre zum Stehen und folg
te nicht dem Trend zu weiterem Ka
riesrückgang. Es lag die Vermutung
nahe, daß die Kinderzahnpasten mit
250 ppm Fluorid zwar nicht unwirk
sam waren, jedoch nicht den optima
len Schutz stärkerer Pasten gewähren
konnten, wie er anderen Kindern zu
teil wurde. Auf Grund dieser Einschät
zung und auch auf Grund von Risiko
analysen aus einer großen amerikani
schen CaseControlStudie wurde in
den Niederlanden 1998 beschlossen,
die Fluoridkonzentration in Kinder
zahnpasten auf 500 ppm zu erhöhen.
Auch die Rezeptur von elmex Kinder
zahnpasta wurde ab 1. Juli 1999 den
Empfehlungen zahnmedizinischer Ex
perten angepaßt, indem der Fluoridge
halt auf 500 ppm angehoben wurde.

(aus: Info Pressegespräch, Prof. Dr.
Klaus G. König, Universität Nijme
gen)
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Informationspolitik
statt
Unterschlagung
wichtiger Informa
tionen
Sehr geehrte Frau Baß,

In Ihrem Leserbrief im tzb 6/99
machten Sie dem KZVVorstand
massive Vorwürfe, die man
durchaus als eine Diffamierung
seiner Arbeit interpretieren kann.
Wenn Worte wie „unterschlagen“
und „geheimhalten“ fallen, hat das
mit konstruktiver Kritik nichts mehr
zu tun. Ihr Brief zeugt dabei jedoch
von wenig Sachverstand, weil er
dem neuen Vorstand Dinge vor
wirft, die historisch vom alten Vor
stand und dessen Beschlüssen,
die manchmal auch nur Mehrheits
beschlüsse waren, induziert wur
den.
Dem Vorstand obliegt - übertra
gen durch die Vertreterversamm
lung nach § 10 Punkt 3 - die Kom
petenz zum Abschluß, zur Ände
rung und Kündigung von Verträ
gen. Die Veröffentlichung dieser
Verträge ist nicht vorgesehen und
wurde bisher auch von keinem
Vorstand praktiziert.
Die für die Erfüllung der Rechte
und Pflichten der Mitglieder der
KZV Thüringen wichtigen Inhalte
wurden und werden jedoch unver
züglich veröffentlicht.
Wenn Sie, Frau Kollegin Baß, das
Gefühl nicht loswerden, wichtige
Informationen würden bewußt un
terschlagen, dann fragen Sie bes
ser den abgewählten alten Vor
stand, aus welchen standespoliti
schen Gründen die KZV Thüringen
aus dem Ostverbund ausgeschie
den ist und deshalb die Ersatzkas
senvergütung in Thüringen derje
nigen der anderen neuen Bundes

länder mindestens zwei Jahre hin
terhergehinkt ist! Für diese Frage
jedenfalls ist der neue Vorstand
nicht der richtige Adressat. Auch
sind die niedrigeren 97er Vergü
tungen Thüringens nun Budgetba
sis 1999 geworden. Hat es also
Sinn gemacht, auszusteigen?
Wo sind die veröffentlichten Ver
träge des alten Vorstandes, die
meist nur noch nach Schiedsver
fahren zustandekamen und bei
denen der Schiedsspruch immer
deutlich unter den Anträgen der
KZVTh zur Vergütungshöhe aus
fiel?
Der neue Vorstand hat in Fortfüh
rung der bewährten Praxis des al
ten Vorstandes alle wichtigen Ver
tragsinhalte unverzüglich bekannt
gegeben. Das wird auch zukünftig
nicht anders sein.

Leider lassen Sie, werte Frau Baß,
offen, welche konkreten Fragen in
der Kreisstelle gestellt wurden. Sie
sind dem Vorstand bis heute nicht
bekannt. Der Vorstand ist von An
fang an bereit gewesen, auch in
die Kreisstelle JenaLand zu kom
men und dort direkt Rede und Ant
wort zu stehen.

Leider äußerten Sie anläßlich der
Kreisstellenversammlung am
21.05., daß mein Erscheinen nicht
wünschenswert sei. Ich möchte
der Hoffnung Ausdruck verleihen,
daß sich das ändert.
Die „geheimnisumwitterten“ Ne
benabreden (außerhalb der ge
setzlich normierten Vertragsinhal
te zu Budgets) sind im übrigen gar
kein „Geheimnis“, denn dann
könnte sich niemand danach rich
ten, der davon betroffen ist. Es
handelt sich dabei um Abreden,
die einerseits die Handhabung
oder Berechnungsgrundlagen des
Vertrages betreffen, mit denen die
Praxen mangeIs Basisdaten auch

recht wenig anfangen könnten. An
dererseits sichern sie allgemeine
Randbedingungen. Aber sie sind
viel unspektakulärer als Sie, werte
Frau Kollegin, glauben mögen und
außerdem bereits veröffentlicht
(aus Platzgründen hier leider nicht
möglich).
Was also soll dieser ganze Sturm
im Wasserglas?
Natürlich kann man an allen Fron
ten kämpfen, wenn man genügend
Soldaten hat. Das kostet Kraft, ko
stet Geld, und niemand weiß so
genau, wie der Kampf ausgeht.
Das ist vor Gericht nicht anders.
Wir haben doch wohl genug aus
traurigen Erfahrungen gelernt, daß
man nur mit dem Kopf durch die
Wand sollte, deren Dicke man
kennt und wenn man genau weiß,
wohin man dann kommt. Manch
mal ist es besser, Türen zu suchen
und diese zu öffnen. Das gilt im üb
rigen auch, wenn man mit sehr un
terschiedlichen Interessenlagen
und manchmal auch uneinsichti
gen Vertragspartnern zu tun hat.
Aber Kopf in den Sand, unerfüllba
re Maximalforderungen stellen,
keine eigenen Entscheidungen
treffen, lieber andere vorschieben,
um damit immer auf andere zeigen
zu können, wenn etwas nicht ge
lingt, war und ist nicht unser Wille.
Es wäre zwar manchmal viel einfa
cher und vielleicht auch sehr
schön, denn: wer nichts entschei
det, kann auch nichts falsch ent
scheiden und nicht kritisiert wer
den.
Das aber hat sich dieser Vorstand
nicht zum Ziel gesetzt, dafür ist er
nicht gewählt worden. Und zu sei
nen Aussagen in der konstituieren
den VV steht er auch, heute fester
denn je.

KarlFriedrich Rommel
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Birne ist nicht gleich Birne
Vor allem dann nicht, wenn man bis
her auf dem Markt befindliche Instru
mente mit der neuen HartmetallIn
strumentengeneration von KOMET
vergleicht. Der Firma Gebr. Brasseler
in Lemgo ist es gelungen, mit Hilfe
modernster Fertigungstechnologie
Kombinationsinstrumente zu entwik
keln, die die Eigenschaften von bisher
drei Instrumenten in nur noch einem
vereinen.
Für die Präparation der zentralen Ka
vitäten (Klasse I und V) können die
Präparationsschritte Eröffnen von Ka
vität, Exkavieren und Finieren der Ka
vitätenränder durch die geschickte
Kombination von Bohrer und Finier
verzahnung mit dem HartmetallKom
binationsinstrument H47D ausgeführt
werden.
Das erleichtert die Arbeit, spart lästige
Instrumentenwechsel und kostbare
Zeit.
Die Anwendungsvorteile liegen klar
auf der Hand:
-  Drei Arbeitsschritte mit nur einem

Instrument
-  kein Instrumentenwechsel
-  keine thermische Überlastung

-  gefühlvolles, kontrolliertes Arbei
ten

-  ruhiger Instrumentenlauf
-  glatte Kavitätenwände und ränder
Sie erkennen das Instrument an den
beiden Farbringen am Schaft (grün für
den schnittfreudigen Teil, rot für die
Finierverzahnung).

Praxisservice

RoekoSeal Automix:
erfolgreiche Endodontie
leichtgemacht
RSA RoekoSeal Automix ist das revo
lutionäre Wurzelkanalfüllungsmateri
al. Die neu entwickelten Materialien
führen zu hervorragenden Eigenschaf
ten: äußerste Biokompatibilität, Unlös
lichkeit, keine Schrumpfung. Ebenso
innovativ ist die Anmischung des
Sealers mit dem Doppelkammerappli
kator: die zwei Komponenten werden
blasenfrei und homogen gemischt.
Der Materialverlust ist wesentlich ge
ringer als beim manuellen Anmischen.
Das aufwendige Reinigen von Instru
menten entfällt.
Der gebrauchsfertige Sealer wird von
einem Anmischblock mit einer Gutta
perchaspitze in den Wurzelkanal ein
gebracht oder im Frontzahnbereich
durch die f lexible Mischspitze direkt
am Kanaleingang appliziert. Dann
wird RSA RoekoSeal Automix zusam
men mit den Guttaperchaspitzen bis
zum Apex transportiert. RSA Roeko
Seal Automix hat ein so gutes Fließ
verhalten, daß der Sealer problemlos
in den Wurzelkanal eingebracht wer
den kann. Aufgrund der hohen Fließ
fähigkeit dringt der Sealer auch in die
Seitenkanäle ein.

RSA RoekoSeal Automix bindet in je
der Umgebung (feucht oder trocken)
ab. Das Ergebnis, eine dichte Füllung,
kann auf dem Röntgenbild gut kon
trolliert werden. Eine Revision ist
möglich.
RSA RoekoSeal Automix ist ab sofort
im Dentalhandel erhältlich. Detaillier
te Informationen können bei ROEKO
angefordert werden.

Lieferbar in folgender Ausführung:
REF H47D.314.014

Instrumente und weitere Informatio
nen erhalten Sie beim Hersteller Gebr.
Brasseler in Lemgo.
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Praxisservice

Die MULTIDENT, ist nun
der zertifizierte Partner für
Praxis & Labor
Die MULTIDENT ist Ihr Partner und
Mittler zwischen der DentalIndustrie
auf der einen und Ihnen als Zahnarzt
bzw. Zahntechniker auf der anderen
Seite.
Die Zertifizierung nach ISO 9002 so
wie nach DIN EN 46002 hilft, die
Aufgaben als Partner auf allen Gebie
ten des Unternehmens auf hohem
Qualitätsniveau durchzuführen. 
Ein weiterer Schritt als kompetenter
Partner für Praxis & Labor.
Ein umfangreiches Schulungspro
gramm für die Mitarbeiter ist eine fe
ste Einrichtung in allen Niederlassun
gen. Die MULTIDENTPhilosophie
ist, ständige, den Bedürfnissen ange
paßte Dienstleistung auf hohem Qua
litätsstandard anzubieten, Kunden
kontakte zu pf legen und Problemlöser
zu sein. Ein sehr engagiertes Mitarbei
terteam erfüllt die Aufgaben gern und
stellt sich auch bereitwillig neuen An
forderungen.

Infoline: 05 11 - 5 30 05 63
Internet:http:/www.multident.de

DirektInsertionsSysteme
für Ankylos®Implantate
Der Geschäftsbereich Dental der De
gussaHüls AG verfolgt konsequent
das Ziel, die dentale Implantologie
einfacher und sicherer zu machen. Ein
wichtiger Entwicklungsschritt ist das
DirektInsertionsSystem für Ankylos®
Implatate, das den Arbeitsablauf von
der Entnahme des Implantats aus der
Verpackung bis zur oralen Insertion
wesentlich vereinfacht. Erstmals vor
gestellt wurde es auf der IDS ´99.
Das DirektInsertionsSystem für An
kylos®Implatate spart Arbeitsschritte,
was gleichbedeutend ist mit höherer
Sicherheit und vermindertem Zeitbe
darf.
Ein innovatives Einbringungsinstru
ment gestattet es, das Ankylos®Sy
stem noch rationeller anwenden zu
können. Damit wird das Implantat di
rekt aus seiner inneren Verpackung ge
nommen und ohne Zwischenschritt in
das Implantatbett inseriert. Die siche
re Verbindung zwischen Implantat
und Einbringinstrument gewährleistet
ein Adapter, der auf dem Implantat
vormontiert ist. So entfällt die bislang
erforderliche Montage des Ratscher
einsatzes auf dem Montageblock. Der
Schraubendreher für die sichere De
montage des Adapters ist im Einbring
instrument integriert, so daß kein wei
teres Werkzeug benötigt wird. 

Dem optimierten Ablauf Rechnung
tragend, wurde die Implantatverpak
kung neu konzipiert. Dabei ist das
Außenglas unverändert; das Innenglas
besteht aus Kunststoff, wodurch
Transportschäden quasi ausgeschlos
sen werden.
Um die Vorteile des neuen Handha
bungssystems nutzen zu können, ist
die Anschaffung des speziellen Ein
bringinstrumentes (in den Größen
kurz, mittel, lang) unumgänglich.
Dafür unterbreitet DegussaHüls Den
tal ein besonderes Angebot: Bei Be
stellung von zehn Implantaten wird
das neue Einbringinstrument in den
verschiedenen Größen kostenfrei mit
geliefert.
Seit dem 19. April 1999 werden die
Ankylos®Implantate nur noch in der
neuen Verpackung ausgeliefert. Un
verändert bleiben Preis und Produkt
nummern. Das Aluminiumtray der
OPKassette ist bereits auf die Anwen
dung des neuen DirektInsertionsSy
stems vorbereitet. Dazu müssen ledig
lich die Steckbuchsen entfernt werden.
Eine chirurgische Anleitung, die die
neuen Entwicklungen berücksichtigt,
ist in Vorbereitung.

Hotline:
Tel. 01802/223535
Fax 01802/223636
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Nachfolgend  die Zusammen
fassungen einiger interessan
ter Artikel aus der Zeitschrift
„Journal of Clinical Periodon
tology“, Volume 26, Number
4, 1999.

Gewebsnekrose nach subgingi
valer Spülung mit einer Fluorid
lösung
Die Spülung parodontaler Taschen nach
Scaling und Wurzelglättung wurde von ei
nigen Autoren vorgeschlagen, um dort das
Wachstum pathogener Keime zu unter
drücken. Subgingivale Spülungen beseiti
gen gleichzeitig lose anhaftende Plaque
und Instrumentierungsrückstände. Wegen
ihrer Toxizität könnte eine subgingival in
stallierte Fluoridlösung zu Gewebeschä
den führen. Es wird der Fall einer umfang
reichen Nekrose parodontalen Gewebes
und bleibenden Knochenverlustes berich
tet, die nach subgingivaler Spülung mit ei
ner 2%igen SnFluoridlösung eingetreten
waren. Es wird eine Übersicht über die lo
kalen toxischen Wirkungen von Fluoriden
auf Gewebe gegeben und der Einsatz von
SnFluoridLösungen zur subgingivalen
Spülung kritisch diskutiert.

Osteocalzin im Gingivaexsudat
bei Erwachsenenparodontitis
Das Ziel der vorliegenden Studie war es,
die Osteocalzinkonzentration im Gingi
vaexsudat von gesunden (Sondierungstiefe
[ST]  3 mm, kein Bluten auf Sondieren)
und von erkrankten Stellen (ST  6 mm
und Bluten auf Sondieren) bei Patienten
mit Erwachsenenparodontitis zu bestim
men. Dabei sollte untersucht werden, ob
Osteocalzin ein möglicher Indikator für
den Erkrankungsprozeß ist. Bei 20 Patien
ten mit Erwachsenenparodontitis wurden
an jeweils einer gesunden und einer er
krankten Stelle ST, Attachmentlevel und
Gingivaindizes erhoben. An den betreffen
den Stellen wurde sowohl das Gingivaexsu
dat gewonnen, das sich in der parodonta
len Tasche oder im Sulkus gesammelt hat
te, als auch das Gingivaexsudat, das sich
nach Entfernung des stehenden Gingivaex
sudats während eines 3minütigen Inter
valls bildete. Die Osteocalzinkonzentratio
nen jeder Gingivaexsudatprobe wurden
mittels eines Immunoessays bestimmt. Ein

Mittelwert von 2,34 mg/Stelle (2,7 µg/ml)
Osteocalzin wurde an den erkrankten und
von 2,47 ng/Stelle (5,47µg/ml) an den ge
sunden Stellen im stehenden Gingivaexsu
dat bestimmt. Im über 3 Minuten ge
sammelten Gingivaexsudat fanden sich
0,17 ng/Stelle (2,17 µg/ml) Osteocalzin an
erkrankten und 0,14 ng/Stelle (1,85 µg/ml)
an gesunden Stellen. Es wurde kein stati
stisch signifikanter Unterschied zwischen
den Osteocalzinkonzentrationen an gesun
den und erkrankten Stellen von Patienten
mit Erwachsenenparodontitis beobachtet.
 

Expression von VLAIntegrinen
und deren Basalmembranligan
den in der Gingiva von Patien
ten mit verschiedenen Verlaufs
formen der Parodontitis 
Parodontitis ist geprägt durch die Zer
störung dentogingivaler Fasern und das
apikale Wachstum des Saumepithels. Die
Gewebszerstörung könnte mit veränderten
Wechselbeziehungen zwischen Epithel und
Bindegewebe verbunden sein, die durch In
tegrine vermittelt werden, die sich in der
Basalmembran befinden. Es wurde die Ex
pression von 21, 31, 4/51, 64
und der entsprechenden Liganden in der
extrazellulären Matrix (EZM) untersucht:
Laminin1, Laminin5 und Typ IVKolla
gen an Stellen unbehandelter Parodontitis
bei verschiedenen Verlaufsformen der Par
odontitis. Bei insgesamt 35 Patienten wur
den Biopsien parodontaler Gewebe gewon
nen: 14 Patienten mit Erwachsenenparo
dontitis, 9 mit früh beginnender Parodon
titis und 12 parodontal gesunde Personen.
Expression und Lokalisation der EZM
Proteine entlang der Basalmembran waren
bei klinisch gesunden und parodontal er
krankten Geweben gleich. Allerdings wa
ren die EZMProteine Bindegewebe (BW)
bei parodontal erkrankten Stellen diffuser
verteilt. Es fanden sich streifenartige/fibril
läre/granuläre Färbungen speziell unter
halb des Taschenepithels (TE) und peri
vaskulär. Dies könnte eine Steigerung der
entzündlichen Zellmigration widerspie
geln. Die weitere Verbreitung der Integrine
21 und 31 im TE der Parodontitis
stellen könnte mit Erkrankungsaktivität
und einer erhöhten Rate der Keratinozy
tenproliferation sowie migration verbun
den sein. Darüber hinaus könnte die
schwächere Expression von 64 im
Saumepithel parodontal erkrankter Stellen

mit der Ablösung des Epithels von der
Zahnoberf läche in Verbindung stehen. Ei
ne Klärung der Expression von Integrinen
und ihrer Liganden in Relation zu bekann
ten ParodontitisRisikofaktoren könnte In
formationen zu Start und Progressions
mechanismen parodontaler Gewebezer
störung beitragen.

Erhöhte Freisetzung von Elasta
se durch in vitro aktivierte peri
phere neutrophile Granulozyten
bei Patienten mit Erwachsenen
parodontitis
Das vorrangige Ziel dieser Studie war es,
festzustellen, ob ein Unterschied in der
Freisetzung von Elastase zwischen Patien
ten mit Erwachsenenparodontitis und ge
sunden Kontrollprobanden besteht. Dar
über hinaus sollte die Freisetzung von
1Antitrypsin und Lactoferrin von in vi
tro aktivierten peripheren neutrophilen
Granulozyten untersucht werden. Jeweils
15 Patienten und Probanden wurden un
tersucht. Durch das Auf lösen der Erythro
zyten wurde eine leukozytenreiche Präpa
ration von venösem Blut hergestellt. Die
Leukozyten wurden für 1 Stunde bei 37°C
durch opsonierten Staphylococcus au
reus stimuliert und die freigesetzte Elasta
se mittels eines chromogenen Substrates
gemessen. Die Freisetzung von Elastase
nach Stimulation durch Bakterien war bei
Patienten statistisch signifikant erhöht ge
genüber der Kontrollgruppe (p = 0,01).
Die Elastasemenge, die von unstimulierten
Leukozyten freigesetzt und aus ihnen ex
trahiert wurde, war in beiden Gruppen
gleich. Nach Stimulation allerdings stieg
die Elastasemenge in der Patientengruppe
signifikant an (p = 0,01), nicht aber in der
Kontrollgruppe. In beiden Gruppen wur
den gleiche Mengen von 1Antitrypsin
und Lactoferrin freigesetzt. Die vorliegen
de Studie zeigt, daß periphere neutrophile
Granulozyten von Patienten mit Erwach
senenparodontitis nach in vitroAktivie
rung mehr Elastase freisetzen als die ge
sunder Kontrollpersonen. Bei der Freiset
zung von 1Antitrypsin und Lactoferrin
wurden keine Unterschiede beobachtet,
was darauf schließen läßt, daß die erhöhte
ElastaseAktivität nicht durch eine herab
gesetzte Inhibition durch 1Antitrypsin
zu erklären ist und daß die Unterschiede in
der Degranulation auf die primären Gra
nula beschränkt waren.
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Wurzeloberflächenbearbeitung
einwurzeliger Zähne mit einem
diamantbeschichteten Airscaler
Ansatz bei Lappenoperation –
Eine Pilotstudie
Mit dem Ziel, die Effektivität der Wurzel
oberf lächenbearbeitung zu erhöhen, wur
den diamantbeschichtete AirscalerAnsät
ze mit ellipsoidem Arbeitsende entwickelt.
Das Ziel der vorliegenden Studie war es, zu
untersuchen, ob eine Wurzeloberf lächen
bearbeitung mit diamantierten Airscaler
Ansätzen während einer Lappenoperation
weniger Zeit in Anspruch nimmt als mit

Handinstrumenten und ob die Wundhei
lung von der Art des Instrumentes beein
f lußt wird. Bei 13 Patienten mit mäßiger
bis fortgeschrittener marginaler Parodonti
tis wurden Lappenoperationen an ein
wurzeligen Zähnen mit Sondierungstiefen
 6 mm durchgeführt. In kontralateralen
Quadranten wurden die Zähne mit dem
Airscaler (Test) bzw. den Handinstrumen
ten (Kontrolle) bearbeitet und die je Zahn
benötigte Zeit gemessen. Klinische Para
meter (Entzündungsindex, Sondierungstie
fen, Attachmentlevel) wurden präoperativ,
6 und 24 Monate postoperativ bestimmt.
Mit dem diamantierten Airscaler wurden
1,4 ± 0,3 min/Zahn und mit den Handin

strumenten 3,0 ± 0,9 min/ Zahn benötigt
(p<0,001). Die Therapie führte zur Verbes
serung der klinischen Parameter, es ließen
sich aber diesbezüglich keine Unterschiede
zwischen Test und Kontrollgruppe fest
stellen. Der neuentwickelte diamantierte
AirscalerAnsatz ermöglicht während ei
ner Lappenoperation eine Wurzelober
f lächenbearbeitung in kürzerer Zeit als
Handinstrumente, ohne daß ungünstigere
Therapieergebnisse zu erwarten wären. 
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Engagierter Assistenzzahnarzt, möglichst mit Berufserfah
rung, für prophylaxeorientierte Zahnarztpraxis im Kreis
SaalfeldRudolstadt gesucht.
Zuschriften unter Chiffre tzb 100 an TYPEDTP, Müller
straße 9, 99510 Apolda.

Erfurt Stadt: schöne Zahnarztpraxis wegen Umzugs zu
verkaufen.
Zuschriften unter Chiffre tzb 101 an TYPEDTP, Müller
straße 9, 99510 Apolda.

ZA, 35 J./11 J. BE sucht Stelle als Entl.ass./Angest. ZA
Raum Apolda, Weimar, Jena, Triptis, Gera, Altenburg.
Zuschriften unter Chiffre tzb 095 an TYPEDTP, Müller
straße 9, 99510 Apolda.

ArztZahnarztpraxis im Kurort Masserberg/Thür. Wald.
krankheitshalber sofort o. später abzugeben. Praxen und
Wohnung in einem Haus, 2 Garagen, Parkplätze u. 1000 qm
Grundstück.
Telefon 036870/50241   -   Fax 036870/59031


